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Etappen- Verbrecher.

Freiherr und Prinz als Mörder.
Die deutſche Regierung hat ſich das Verdienſt erworben,

das in ihrem Beſitz befindliche Akten- Material über die beiden
ehemals kaiſerlichen Offiziere Freiherr Rickelt v. Gagern
und Prinzen zu Stolberg-Roßla zu veröffentlichen.
Dieſe beiden Verbrecher ſind bekanntlich vor einigen Wochen
in Belgien in Abweſenheit zum Tode verurteilt worden. Die
Veröffentlichung der deutſchen Regierung hat folgenden Wort-
laut:

Der Rittmeiſter Freiherr v. Gagern iſt am 7. Jum
1916 durch Urteil des Feldkriegsgerichts zu Brüſſel wegen
Totſchlags und wegen Meineids zur Entfernung aus
dem Heere und 15 Jahren Zuchthaus verurteilt worden.
zugleich iſt gegen den Leutnant Prinz zu Stolberg-Roßla
wegen Beihilfe zum Zweikampf mit tödlichem Erfolg auf ſechs
Monate Feſtungshaft erkannt worden. Der Ver-
urteilung liegen folgende Feſtſtellungen zugrunde: Vom Dez.
1914 bis Ende März 1915 lag der Stab des dritten Garde
nlanenregiments, dem der Verurteilte v. Gagern angehörte,
in einem Schloſſe des Barons d'Udekom ſüdlich von Brügge im
Quartier. Zwiſchen dem Ehepaar d'Udekom und der Einquar-
tierung herrſchte gutes Einvernehmen. Bei v. Gagern ent-
wickelte ſich eine leidenſchaftliche Zuneigung zu der Ba-
ronin, die von ihr, wie ſich aus dem Briefwechſel zwiſchen
beiden ergibt, erwidert wurde. Aus dieſer Leidenſchaft erwuchs
der Plan, den Baron zu beſeitigen, da auf andere Weiſe eine
Löſung der Ehe nicht möglich ſchien. Gagern kam auf den
Gedanken,

dem Baron einen Zweikampf aufzuzwingen,
in dem er als guter Schütze ſeinen Gegner unſchädlich zu
machen hoffte. Er wollte als Vorwand den Umſtand benutzen,
daß der Baron ihn zur Ausſtellung einer dienſtlichen Beſchei-
nigung veranlaßt habe, nach der im Schloſſe keine Waffen
vorhanden wären, während tatſächlich Waffen verborgen ge-
halten wurden. Gagern ſuchte zunächſt den Ordonnanzoffizier
des Regiments zur Unterſtützung bei „dem Duell“ zu gewinnen.
Als dieſer ſchroff ablehnte, wandte ſich Gagern an den Prin-
zen Stolberg. Prinz Stolberg ſagte, ohne weiter zu fragen,
die Erfüllung der Bitte zu. Pfingſten 1915 hielt Gagern den
Zeitpunkt für die Erfüllung ſeines Planes gekommen. Das
Regiment der Angeklagten war inzwiſchen nach der Provinz
Limburg verlegt worden. Gagern erklärte dem Prinzen Stol-
berg, ſie würden am 25. Mai früh nach dem etwa 150 Kilo-
meter entfernten Schloſſe des Barons d'Udekom fahren;
Stolberg habe nichts weiter zu tun, als den Baron zu einer
Auseinanderſetzung aus dem Schloſſe ins Auto zu holen. Am
.4. Mai fuhren die Verurteilten im Auto nach Brüſſel und

von dort am 25. früh morgens in der Richtung nach Brügge
weiter. Gagern hatte ſchon aus dem Quartier

zwei Spaten mitgenommen,
deren Vorhandenſein dem Prinzen Stolberg zunächſt nicht be-
kannt geweſen ſein ſoll. Jn einiger Entfernung von dem
Schloſſe ließ Gagern an einem Gehölz halten. Beide Ver-

urteilte gingen in den Wald hinein und Gagern ſuchte im Beiſein
des Prinzen einen „Kampfplatz“ aus. Das Auto fuhr zum
Schloſſe, wo es gegen 8 Uhr morgens eintraf; der Prinz
handelte der Anweiſung Gagerns gemäß und der Baron ſetzte
ſich ohne Bedenken zu Gagern ins Auto, während der Prinz
Stolberg neben dem Chauffeur Platz nahm Auf der
Fahrt zu dem Gehölz erklärte Gagern dem Baron, es müſſe
zwiſchen ihnen ein Duell ſtattfinden. Der Baron lehnte
den Zweikampf ab. Er ſtieg aber mit den Verurteilten an
dem Gehölz aus dem Auto aus und ging hinter den beiden in
den Wald. Nach der Behauptung Gagerns hat ſich das weitere
in folgenver Weiſe abgeſpielt: Er habe dem Baron erklärt:
ſie müßten ſich auf Tod und Leben ſchießen. Der Baron
könne zuerſt ſchießen. Er habe ſich in etwa 15 Schritten Ent-
fernung vor dem Baron aufgeſtellt und ihn auſgefordert,
zu ſchießen. Der Baron habe kniend gebeten, ſei wieder
aufgeſtanden, habe aber nicht geſchoſſen. Darauf habe
er Gagern erklärt, wenn der Baron nicht ſchießen wolle,

ſo werde er bis drei zählen und dann ſeinerſeits ſchießen.

Er habe bis drei gezählt und geſchoſſen. Auf den Schuß
hin kehrte der Prinz zurück und fand den Baron mit einer
Schußwunde in der Bruſt anſcheinend leblos am Boden liegend
vor. Neben ihm ſtehend Gagern. Gagern beauftragte den
Prinzen, aus dem Auto die Spaten herbeizuholen. Als der
Prinz beim Auto ankam, hörte er einen zweiten Schuß
fallen. Gagern behauptet, der Baron ſei wieder zu Bewußt-
ſein gekommen, worauf er ihm erklärt habe,

ſie müßten ſich nochmals ſchießen.
Er habe wiederum bis drei gezählt und noch einen Schuß

abgegeben. Ob der Baron ſeine Waffe zur Hand genommen
habe, wiſſe er nicht, nehme es jedoch nicht an. (Ein deutſcher
Offizier!) Die Sektion ergab das Vorhandenſein von zwei
Bruſtſchüſſen, von denen der eine nach dem Gutachten der ärzt-
lichen Sachverſtändigen unbedingt tödlich, der andere ein le
hensgefährlicher Lungenſchuß war. Die Leiche wurde im Sep-
tember 1915 durch einen Zufall gefunden. Jn dem angeſtrengten
Unterſuchungsverfahren wurde Gagern, ehe ſich der Verdacht

Nicht überſpannen!
Zweimonatliche Vertagung der Londoner Konferenz?

Re Kontrolle der deutſchen Bergwerke

und Forſten
Die Franzoſen verlangen das Recht zur Enteignung der deutſchen
Bergwerke und Forſten. Vergrößerung der Kluft zwiſchen den

Alliierten.

London, 14. Auguſt. Das Kabinett ſprach Lloyd
George einſtimmig ſeine volle Unterſtützung bei
den Verhandlungen wegen eines Moratoriums für Deutſchland
aus und beſchloß, die Angelegenheit vollſtändig dem Premier-
miniſter zu überlaſſen. Die Sitzung des Sachverſtändigenaus-
ſchuſſes zog ſich bis in den Nachmittag hin. Die engliſche Anſicht
iſt, daß nur eine Aufficht über Bergwerke und Forſten eingeführt
werden ſolle, im Falle Deutſchland in Verzug geräte, die fran
zöſiſche Anſicht, daß in jedem Falle eine Kontrolle ſtatt
finden ſoll. Es hat auch eine beträchtliche Erörterung ſtattge-
funden über die genaue Bedeutung des Begriffes „Kontrolle“.
Jn der Frage der Bergwerke und Forſten iſt noch kein Kom-
promiß in Sicht. Die anderen franzöſiſchen Vorſchläge,
wie die Zolllinie am Rhein, die Frage des Ruhrgebie-
tes und des 60prozentigen Anteils an deutſchen
Fabriken ſind noch unerledigt.

Paris, 14. Auguſt. Der Sonderberichterſtatter der „Agence
Havas“ meldet von geſtern abend 8 Uhr aus London: Die
alliierten Finanzminiſter und Finanz ſachverſtändigen haben er
neut verhandelt. Der größte Teil der Erörterungen bezog ſich
wieder auf die Kontrolle der Bergwerke und
Forſten. Die franzöſiſchen Sachverſtändigen fordern auch das
Recht, zur Enteignung der Bergwerke und Forſten zu ſchreiten,
falls ſich Deutſchland einen neuen Verſtoß gegen ſeine ver-
ſchiedenen Ver pflichtungen zu Schulden kommen laſſe. Die Sach-
verſtändigenkonferenz hat zu keiner Verſtändigung in der An-
gelegenheit geführt.

London, 14. Auguſt. „Reuter“ zufolge ſins die Verhandlun-
gen des Sachverſtändigenausſchuſſes über die Kontrolle der deut-
ſchen Bergwerke und Forſten auf einem toten Punkt ange-
langt. Die Kluft zwiſchen den Alliierten ſei tiefer als je.

Poincaré will alſo gewiſſermaßen den deutſchen Behörden
das Aufſichts recht über die Produktion ent-
ziehen und ſie einem alliierten Direktorium über-
tragen, nach deſſen Anweiſung dann gearbeitet werden ſoll und
deſſen Befehle die Verteilung der geförderten Kohle uſw. zu
unterliegen hätte. Die engliſche Regierung ſcheint
keineswegs gewillt, dieſem Eingriff in die deutſche Souveränität
zuzuſtimmen, wohl aber ihre Zuſtimmung zu einem ſchar-
fen Kontrollrecht geben zu wollen, von dem Gebrauch
gemacht werden ſoll, ſobald die deutſche Regierung nach Ablauf
des Moratoriums ihre Verpflichtungen nicht erfüllt.

Die franzöſiſchen Beſtrebungen ſtehen nicht nur
im Widerſpruch zum allgemeinen Völkerrecht,
ſondern würden bei einer evtl. Verwirklichung auch eine grobe
Verletzung des Verſailler Vertrages bedeuten. Das letzte Ziel,
das Frankreich mit der Jnanſpruchnahme eines Verwaltungs-
und Beſchlagnahmerechts für die deutſchen Wälder und vor allem
für die Bergwerke erſtrebt, läuft auf eine Jnbeſitznahme
des Ruhrgebietes hinaus. Es iſt ſtark zu bezweifeln, daß
die engliſche Politik trotz aller Winbelzüge des franzöſiſchen
Miniſterpräſidenten dieſen deutlich erkennbaren Beſtrebungen
irgend welchen Vorſchub leiſten wird, da mit einer eng des
Rührgebietes neben einer Verletzung deutſcher Jntereſſen auch
eine große Schädigung engliſcher Jntereſſen er-
folgt, die ſich die engliſchen Bergwerksbeſitzer in
ihrem Konkurrenzdrang u. E. nie gefallen laſſen können. Die
franzöſiſchen Pläne ſind nicht mehr ganz neu, wenn ſie auch dies-
mal in einer bisher unbekannten Form zum Ausdruck kommen

und es iſt ebenfalls nicht das erſte Mal, daß England ſich de
gekennzeichneten Beſtrebungen der franzöſiſchen Regierung
widerſetzt.

Deutſchland iſt nicht in der Lage, die Entſcheidung, die in
dieſen Tagen in London über die künftige Reparationspolitik
gefällt werden ſoll, irgendwie zu beeinfluſſen. Das mögen ſich
die Herren Poincaré und Genoſſen geſagt ſein laſſen. Aber das
eine möge man bei den gegenwärtigen Beſprechungen in England
nicht vergeſſen, daß es auch noch deutſche Berg-
ar beiter gibt, die ſich mit einer Beſchlagnahme ihrer Pro-
duktionsſtätten nicht ſo ohne weiteres abfinden werden. Was
würde den franzöſiſchen Annexioniſten letzten Endes die Verwirk-
liſhung ihrer Pläne einbringen, wenn ſie ſich ſchließlich einer
fortgeſetzten auch mit den Bajonetten ſchwarzer Soldaten nicht
auszumerzenden paſſiven Reſiſtenz der geſamten Bevölkerung
regenübergeſtellt ſehen? Das Maß iſt voll, es könnte leicht
berlaufen und was dann zu tun iſt, mag die Zeit ergeben!

Re drei Hauptfragen.
Zahlungen Deutſchlands. Mobiliſierung der deutſchen Schulden.

Regelung der internationalen Schulden.
Paris, 14. Auguſt. Der Sonderberichterſtatter der Havas hat

g Beginn des geſtrigen Nachmittags nach Beendigung der
Verhandlungen die zwiſchen den franzöſiſchen
belgiſchen und italieniſchen Miniſtern geführt wurden.
den Eindruck gewonnen, daß bei den Delegationen einmütig
der Wunſch beſtehe, zu verhindern, daß die Konferenz ohne eine
gemeinſame Entſcheidung der Alliierten hinſichtlich des deutſchen
Moratoriums für die Jahre 1922. 1923 und 1924 auseinander
gehe. Die Delegierten der drei Mächte haben die Mittel be-
ſprochen, wie man aus der Sackgaſſe herauskommen könne, in
die die Meinungsverſchiedenheiten der franzöſi-
ſchen und der britiſchen Delegierten in der Frage der
deutſchen Staatsforſten und Staatsbergwerke geführt hätten. Es
ſcheint logiſch anzunehmen, daß man zu folgenden Feſt-
e e gelangt ſei: Einesteils ſcheine es un möglich,für den Augenblick eine Aenderung in der Haltung des franzöſi
ſchen oder des engliſchen Premierminiſters in dieſer Frage zu er-
hoffen, andererſeits aber ſeien die drei Delegationen der dem
nächſtigen Regelung der Frage einer internationalen Repa-
rationsanleihe, die der britiſche Vorſchlag enthalte, vollkommen
günſtig geſinnt. Aber in Paris wie in Rom halte man
es für unerläßlich, die Frage einer Reparationsanleihe nicht
zu trennen von der allgemeinen Regelung der interalliierten
Schulden. Unter Berückſichtigung dieſer Tatſache ſei es nicht
unwahrſcheinlich, daß man die Zuſtimmung der
franzöſiſchen, belgiſchen und italieniſchen De-
regierten erhalte zu einem Vorſchlag, der darauf abziele,
proviſoriſch die allgemeine Regelung des Reparationsproblems
auf etwa zwei Monate zu vertagen. Erſt dann würden die Alli-
ierten entſcheiden, zu welchen Bedingungen man
Heutſchland ein Moratorium für ſeine Barzahlungen
glaube bewilligen zu können. Während dieſer kurzen ZJeitdauer
müſſe das Reich fortfahren, ſeine Verpflichtungen zu erfüllen.
Dieſer Vorſchlag, der darin beſtehe, die Löſung der Repa-
rationsfrage um einige Wochen zu verſchieben,
um alsdann die Beſprechung des Problems in vollem Umfange
wieder aufzunehmen, könne übrigens eine Abänderung erfahren,
nämlich die eines kurzfriſtigen Moratoriums von 6 bis 8
gegen weniger umfaſſende und der Zeit mehr angepaßte

arantien die Beſchlagnahme der Zolleinnahmen und die
26prozentige Abgabe von der Ausfuhr über die man bereits
eine Einigung erzielt habe. Unter dieſen Umſtänden würde
eine proviſoriſche Maßnahme ſtarke Ungelegenheiten be-
reiten und die Alliierten müßten ſich auf die eine oder andere
Weiſe in kurzer Friſt einigen um die drei Fragen: Zahlungen
Deutſchlands, Mobiliſierung der deutſchen
Schul den durch eine Anleihe, Regelung der Frage der
interalliierten Schulden zu löſen.

—nnn—„—ucur
gegen ihn verdichtete, eidlich als Zeuge vernommen und machte
unter ſeinem Eide, um jeden Verdacht von ſich abzulenken,
wiſſentlich falſche Angaben. Das Gericht hat Gagern
des Verbrechens Totſchlags (wieſo nicht des Mordes?!)
ſchuldig befunden. Lie Annahme einer Tötung im Zweikampf
hat es ausdrücklich von ſich gewieſen. Daß die Tat mit Ueber
legung ausgeführt worden ſei, hat das Gericht verneint, weil
es zu der Auffaſſung gelangt iſt, daß Gagern zunächſt den Zwei-
kampf beabſichtigt habe, und dann, als der Baron hierauf nicht
einging und Gagern infolgedeſſen ſeine Hoffnung auf eine
Vereinigung mit der Baronin hinſchwinden ſah, jede ruhige
Ueberlegung verloren habe. Prinz Stolberg iſt nur
wegen, Beihilſe zum Zweikampf beſtraft worden. Das Gericht
hat angenommen, daß Gagern ihn in dem Glauben gehalten
habe, es handele ſich um ein Duell, daß er hierin durch das
Verhalten des Barons, der in den Wald mitging und ſeinen
Revolver entgegennahm, beſtärkt worden ſei, und daß er in
folge mangelhafter Kenntnis der franzöſiſchen Sprache den
Auseinanderſetzungen zwiſchen Gagern und dem Baron nicht
habe folgen können. Dem Prinzen Stolberg iſt durch die
Amneſtie vom 27. Januar 1917, unter die alle militär-
gerichtlich verhänglen, ſechs Monate nicht überſteigenden Frei-
heitsſtrafen fielen, der nichtverbüßte Reſt der Strafe er

laſſen worden. Er iſt im Jahre 1917 ſchwer verwundet
worden und 1920 in St. Blaſien geſtorben. Gagern, der ſeit
dem 28. März 1916 in Unterſuchungshaft war, hat ſeine Strafe
bis zum 16. Januar 1919 im Zuchthaus zu Butzbach verbüßt;
dann iſt er auf Grund der militäriſchen Amneſtie des Rates
der Volksbeauftragten vom 7. Dezember 1918 (Reichsblatt
S. 1415) aus dem Zuchthaus entlaſſen worden. Durch
S 5 Abſ. 2 dieſer Verordnung wurde auch ſolchen Verurteilten,
die noch mehr als ein Jahr Freiheitsſtrafe zu verbüßen hatten,
der Reſt mit einer Bewährungsfriſt von drei Jahren erlaſſen,
falls die Erwartung gerechtfertigt war, daß ſie die Freiheit
nicht zu neuen Straftaten mißbrauchen würden. Dieſe Vor
ſchrift iſt durch

Entſcheidung des Präſidenten des Reichsmüitärgerichts

auf Gagern angewendet worden. Eine Kritik dieſer Amnueſtie-
rung verſagt ſich vie Reichsregierung. Gagern lebt im Aus
lande. Die ſtrafrechtliche Verfolgung gegen ihn wieder aufzu
nehmen, iſt angeſichts der erfolgten Amneſtierung nach den
beſtehenden Geſetzen unmöglich. Die Reichsregierung iſt in
folgedeſſen nur in der Lage, eine rückhaltloſe Darſtellung desSachverhalts zu geben. Sie weiß ſich mit der Heſent ges
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Tat eins.
Spowelt die Veröffentlichung der Reichsregierung

B m Auskanbes in der Verurkeilung der ungeheuerſichen

Für dieſe Tat zweier der Edelſten und Beſten der

Nation“ müſſen hen We imbeſetzten Rheinland, büß wer ie ungender Beſatzungsarmeen durch die Freveltaten der deutſchen Etap-

penverbrecher nicht gerechtfertigt. Aber die Wut und Haß-
ſtimmung manches Belgiers und Franzoſen findet in Taten,
wie der des Freiherrn v. Gagern und des Prinzen zu Stol
berg ihre pſychologiſche Erklärung. Die ſcheußliche Tat der
beiden adligen Offiziere läßt fich auch nicht als „Einzelfall“
abtun. Sie iſt nur ein Gipfelpunkt unter den pfychologiſchen
Auswirkungen des Größenwahns, den die unbegrenzte Macht
des Offiziers ſowohl gegen die Einwohner der beſetzten Gebiete
als gegen die eigenen Untergebenen erzeugt hat.

Es gibt keine deutſche Schande, an der nicht
die deutſche Juſtiz in hervorragendem Maße
beteiligt wäre. Ein deutſches Feld gericht hat zwar
den Freiherrn v. Gagern zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt,
wobei es unbegreiflicherweiſe Totſchlag, nicht Mord annahm,
den fürſtlichen Helfershelfer aber nur zu ſechs Monaten
Feſtungshaft. Es hat dieſen dabei als eine Art trottelhaften
Dummkopf entſchuldigt, eine Geiſtesverfaſſung, die den Prinzen
jedoch nicht verhindert hat, es zum Leutnant der alten

W

Armee zu vbringen! Beide Verbrecher aver wurden vor Ver
büßung ihrer Strafe amneſtiert, der Prinz noch während
des Krieges, der Freiherr kurz nach der Revolution.

Die reaktionäre Preſſe ſieht hier einen willkommenen An-
laß, dieſe Amneſtierung den Volksbeauftragten in die
Schuhe zu ſchieben. Jn Wirklichkeit liegt hier ein Schul
beiſpiel vor, wie eine vernünftig gemeinte Verordnung der
Volksbeauftragten von einem erzreaktionären Beam-
ten, in dieſem Falle dem Präſidenten des Reichs
militärgeridhis, in ihr Gegenteil verkehrt worden
iſt. Wir erleben ja ſeit mehr als drei r wie ein reaktio-
näres Richtertum ſich bemüht, alle Geſetze und Verordnungender Republik ſo umzubiegen, daß das Gegenteil des vom Geſen

geber beabſichtigten Zweckes erreicht wird. An eine Begnadigung
dieſes niederträchtigen Mörders hat na rlich keiner der Volks-
beauftragten gedacht; es blieb einem konſervativen Kriegs-
gerichtspräſidenten des alten Syſtems vorbehalten, durch eine
ganz ſinnwidrige Anwendung des Amneſtieerlaſſes Deutſchland
eine Schande mehr vor dem Ausland zu bereiten. Wenn jetzt
die reaktionäre Preſſe über Amnneſtierung politiſcher Verbrecher
Zetermordio ſchreit, ſo ſollte gerade ſie bedenken, wie hier
von einem Beamten ihres Schlages ein elender Mörder der
Petrefnu entzogen wurde.

Der Freiherr v. Gagern Hält ſich im Ausland auf, der
Prinz zu Stolberg iſt geſtorben. Da es ſich um einen gemeinen
Mord handelt, ſo wäre wohl die Auslieferung des Täters
an die belgiſche Regierung zu ermöglichen. Wir würden ſie
begrüßen.

Ergebnis der baveriſch-deutſchen Verhandlungen

Die zwiſchen der Reichsregierung und der bayeriſchen Staats
vegierung am 9. und 10. Auguſt 1922 erfolgten Beſprechungen
hatten folgendes Ergebnis

1. Die bayeriſche S
bereit, die unter dem 24. Juli 1922 erlaſſene Verordnung zum
Schutze der Verfaſſung der Republik ſpäteſtens am 18. Anugnſt 1922u Vueng vom gleichen Tage ab aufzuheben.

2. Die Reichsregierung erklärt:
Zum Schutzgeſetz.

J. Für die Abgabe von Unterſuchungen an die örtlichen
Staatsanwaltſchaften und für die Stellung von auf
Verweiſung zum ordentlichen Verfahren 13 Abſatz 3 des Ge-
ſetzes zum Schutze der Republik) wird der Geſichtspunkt maß-
gebend ſein, daß zur Verhandlung vor dem Staats-i nur ſolche Sachen geeignet ſind, deren Bedeu-
tung ſo er d daß ihre Entſcheidung durch einen höchſten
Gerichtshof des ches angemeſſen erſcheint. Die Ueberweiſung
der Sachen an die örtlichen Behörden wird deshalb die Regel
bilden. Jnsbeſondere werden Sachen, deren Jntereſſe ſich auf
ein einzelnes Land oder auf engere örtliche Kreiſe beſchränkt, den
La hörden überwieſen werden.

II. Bei der Jn anſpruchnahme polizeiliche r
Tätigkeit in einem Lande wird der Oberreichsanwalt ſich derpoligeifichen Behörden dieſes Landes bedienen. Soweit aus be

(onderen Gründen eine Mitwirkung auswärtiger
Polizeibeamten in einem Lande nötig iſt, werden dieſe
nur im Einvernehmen und zur Unterſtützung der örtlichen Stellen
tätig ſein. Dabei wird erwähnt, daß die von dem Oberreichs
anwalt im Rahmen ſeiner geſetzlichen Zuſtändigkeit und dieſer
Richtlinien getroffenen Anordnungen an die Staatsanwaltſchaften
und Polizeibehörden der Länder von den Landesdienſt-
ſtellen nicht durchkreuzt, insbeſondere nicht von der
Einholung und Weiſungen vorgeſetzter Landesbehörden abhängig
gemacht werden.

III. Bei der Auswahl der Mitglieder desStaatsgerichtshofes wird jede Einſeitigkeit vermieden
werden. ie Auswahl wird in erſter Linie unter dem Geſichts-
punkt der perſönlichen Eignung zur richterlichen Tätig-
keit erfolgen. Sie wird fich auf Perſonen erſtrecken, die in der
Oeffentlichkeit das für ein Mitglied des höchſten Gerichtshofes
nötige Anſehen haben. Die beſonderen Jntereſſen der
Länder werden bei der Auswahl berückſichtigt werden.
Es werden mehrere Senats gebildet und Beſetzung und

mmer

Fildas Geheimnis
Roman

von
Maria Linden.

(8. Fortſetzun

„Mir wird er auch abgehen,“ verſicherte Frau Waldert.
„Jch habe mich ſchon immer die ganze Woche auf den Sonn
tag gefreut. Manche im Hauſe haben uns ja den vornehmen
Verkehr nich gegönnt, die werden jetzt ſprechen, der Doktor
hat ſich zurückgezogen, weil wir ihm ſchließlich doch nich fein
genug ſind. Ach je, da ſitze ich hier und plaudere, und ich
muß ja noch das Dutzend Oberhemden mit Zubehör ein
ſtärken, das morgen Punkt zwölf im „König von Portugal“
ſein muß.

„Leiſte du nur dem Vater etwas Geſellſchaft,“ bat Hilda.
„Jch werde die Wäſche einſtärken.“

„Da is ein angebrochenes Päckel Stärke, das muß zuerſt
verbraucht werden“, ſagte Frau Waldert zu Hilda, die ſchon
auf der Schwelle ſtand.

„Ja, Muttel, ja“, verſetzte Hilda, ihre Stimme klang ſo
gepreßt, als ob ſie mit Tränen kämpfte. Jn der Nacht erwachte
Erna davon, daß ihre älteſte Schweſter laut ſchluchzte.

„Was hat's denn, Hilda?“ fragte ſie halb mitleidig, halb
neugierig. Als ſie keine Antwort erhielt, fuhr ſie fort:

„Jch weiß ſchon, es geht dir im Kopfe herum, daß ſich
Vater gar nicht erholt Herr Schmidt ſagt, Väter ſoll den
Winter nach Italien gehen, dann kommt er geſund zurück.
Abs ob die Kaſſe für ſo was zu haben wäre. Herr Schmidt
könnte ja ſo gut ſein, und uns das Geld dazu geben.“

„Ach, wenn Vater nach Jtalien gehen könnte, wie ſchön
wäre das“, ſagte Hilda ſeufzend. „Wenn wir das doch möglich
machen könnten. Mutter darf nicht mehr ſo viel arbeiten. Jch
habe den Wedeer aitf 4 Uhr geſtellt, da kam ich noch ein paar
Stunden plätten, ehe ich ins Seminar gehe. Nicht war, du
ſtehſt eine Stunde früher auf, fegſt die Treppe und holſt ein?“

„Jch will ſchon“, entgegnete Erna, „aber wenn es ſo
finſter und ſo kalt is, dann is es im warmen Bett doch ſo

„Wir müſſen der armen Mutter aber helfen“, verſetzte
Hilda ernſt, „allein ſchafft fie es doch nicht.“

Von jetzt ab ſtand Hilda jeden Morgen um vier Uhr
auf, um ihrer Mutter waſ und plätten zu helfen. Sie
arbeitete ſo angeftrengt, daß ſie blaß und mager wurde. Jede

die ihr die Arbeit frei ließ, benutzte ſie,
um zu Kudieren.

taats regierung erklärt ſich

Geſchäftsverteilung unter dem Geſichtspunkt des örtlichen
ſprungs der Sachen aus den Ländern geregelt.

Zum Beamtengeſetz.

l. Die etwaige Verlegung oder Aufheb ung der Reichs-
diſziplinarkammern ſoll nicht ohne Zuſtimmung der
jenigen Regierung erfolgen, in deren Bereich die Kammer er-
richtet iſt.

II. Die Reichsregierung wird zu den aus dem Beamtenſtand
zu nehmenden Mitgliedern der Reichsdiſziplinarkammern nur
ſolche Reichsbeamte ernennen, die im Bereiche dieſer
Kammer ihren dienſtlichen Wohnſitz haben.

III. Vor Ernennung der aus dem Beamtenſtand zu nehmen-
den Mitglieder. ſowie der in richterlichen Stellung befindlichen
Mitglieder der Reichsdiſziplingrkammern iſt der Regierung
Gelegenheit zur Aeußerung zu geben, in deren Bereich die
Kammer errichtet iſt.

Zu Mitgliedern des Reichsdiſziplinarhofes ſollen
Reichs beamte aus allen Ländern herangezogen
werden, entſprechend der zahlenmäßigen Verteilung der Reichs-
beamten auf die einzelnen Länder.

V. Von der Befugnis des Artikels IV des Reichsgeſetzes
über die Pflichten der Beamten zum Schutze der
Republik wird die Reichsregierung gegenüber ſolchen Reichs
beamten, deren Tätigkeit auf ein einzelnes Land beſchränkt iſt
und die Angehörige dieſes Landes ſind, nur Gebrauch machen,
nachdem ſie der Regierung dieſes Landes Gelegenheit zur Aeuße
rung gegeben hat.

Zum Reichskriminaglpolizeigeſetz.

Die Landesregierungen ſollen freie Hand haben, wie ſie die
Landespolizeibehörden ausgeſtalten. Insbeſondere die Zahl der
Polizeiſtellen, die räumliche Abgrenzung ihres Geſchäftsbereiches
und ihre etwaige räumliche Angliederung an andere Landes-
behörden ſoll der Entſchließung der Landesregierungen überlaſſen
bleiben. S 2 will lediglich bindend vorſchreiben, daß Landes-
kriminalpolizeiämter und -Stellen überhaupt einzurichten ſind.

Zu Abſatz 4: Die Aufträge, die vom Reichskrimi-
nalpolizeiamt und von auswärtigen Landeskriminalpolizei-
ämtern den Landeskriminalpolizeiſtellen erteilt
werden, ſind über die den Landeskriminalpolizeiſtellen vorgeſetzten
Landeskriminalpolizeiämter zu leiten. Nur bei
Gefahr im Verzug können die Aufträge unmittelbar an die Lan-
deskriminalpolizeiſtellen gerichtet werden, die ſofort ihrem Lan-

Ur-

l

destriminalpolizeiamt zu berichten haben.

nalpolizeiamts t
u Abſatz 3 Satz 1: r Grundſatz bei der Durch

führung des Geſetzes ſoll ſein,
zu überlaſſen. Nur dann, wenn es im drin Intereſſe des
g r Reiches liegt, daß ein Einzelfall ein nach den Straf-
g. etzenſtrafbarer Tatbeſtand einheitlich im ganzen
Reichsegebiet polizeilich bearbeitet wird, weil nur ſo eine mög,
lichſt raſche und wirkſame Ver r erſcheint, ſoll eine
Ausnahme gemacht werden dürfen, falls tatſächliche Anhaltspunkte
dafür vorliegen, daß eine rmittlungstätigkeit ineinem dein men Lande notwendig iſt. Damit
ſolche Ausnahmen auf das unerläßliche Mindeſtmaß beſchränkt
bleiben, ſoll das Reichskriminalpolizeiamt die Befugniſſe gemäß
S 7 Abſatz 3 nur auf ausdrückliche Anweiſung deReichsminiſters des Jnnern in jedem einzelnen Fall
ausüben dürfen.

Die Beſtimmungen des Abſatzes 4 ſollen nur gelten, ſoweit
nicht Staatsverträge der Länder entgegenſtehen.
Mit allen Landesregierungen, deren Gebiet ans Ausland grenzt
ſollen beſondere Vereinbarungen über die grundſätzliche Regelung
des Grenzverkehrs getroffen werden.

Durch die politiſche Entwicklung der letzten re, beſonders
durch den Erlaß des Geſetzes zum Schutze der Republik, iſt in
einzelnen Ländern die Beſorgnis entſtanden, daß die Politik der
Reichsregierung planmäßig darauf gerichtet ſei, die Zuſtändi,
keiten der Länder fortſchreitend einzuſchränden und letzten End
ihres ſtaatlichen Charakters zu entkleiden und das Reich imnm
mehr zum Einheitsſtaat zu geſtalten. Dieſe Auffaſſung entbeh
der Begründung. Die Lebensnotwendigkeiten unſeres du
äußeren Druck zu innerer Einheitlichteit genötigten Reiches ha
eine Erweiterung der Zuſtändigkeiten des Reiches notwendige
macht. Dieſe Entwicklung hat aber nach menſchlichem Ermeſſen
(ſolange die beſtehende Verfaſſung nicht erweitert iſt. D. Red
ihren Endpunkt erreicht

Die Einſchränkung der Polizeihoheit und dJuſtizhoheit durch das Schutzgeſetz iſt zeit lich begren
Der bundes ſtaatliche Charakter des Reiches und di
Staatsper ſönlichkeit der Länder ſind in der Reich
verfaſſung anerkannt. Die Reichsregierung iſt nicht willens,
über die verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeiten des Rei hinau
Hoheitsrechte der Länder an ſich zu ziehen. Sie iſt der Ueber
zeugung daß die einzelſtaatli Gliederung der Länder der
reichen Mannigfaltigkeit deutſchen Wiſſens und deutſcher Kultur
entſpricht und daß die Pflege des Stammbewußtſeins in lebe
digerem engerem Gemeinweſen die beſte Gewähr reichsfrendig
Einordnung in das Ganze der Nation iſt.

Berlin, 11. Auguſt 1922.
Für die Reichsriegierung: Für die bayeriſche Regierung:

gez. Hugo Graf Lerchenfeldgez. Wirth
t

Die in Berlin zuſtandegekommenen Vereinbarungen in
men jeden Kenner der bayeriſchen Verhältniſſe äußerſt ſken
tiſch. Es mag ſein, daß beim Grafen Lerchenfeld un
vielleicht auch bei ſeinen Mitarbeitern um Miniſtertum v
aufrichtige Wille vorhanden iſt, an der Feſtigung des deuten
Volksſtaates mitzuarbeiten. Die Hemmungen, welche dieſe
Männern aber in der Durchführung der in Berlin getroffenen
Abmachungen entgegenſehen, dürfen keineswegs zu niedrig ein
zeſchätzt werden.

Das eine große Hemmmnis iſt die überſtarke anti-
republikaniſche Preſſe. Das einzige bürgerliche Wo
chenblatt, das die Reichsregierung unterſtützte, die „Sü
deutſche Preſſe“ ſtellt heute ihr Erſcheinen ein.

An ihrer Stelle erwacht die Allgemeine Zerung
im 125. Jahrgang wieder zum Leben. wir aber
1 in Bayern ein neues Kationaliſtiſches Blatt, den „Frider
cus“ eingetauſcht. Dieſes Blatt, nach Mitteilung der „Süd
deutſchen Preſſe gegründet von Leuten, die der Organ
ſation C. naheſtehen, ſtellt nichts anderes dar, wie
Wiedererweckung der auf 6 Monate verbotenen. Hamburge
Warte“ unter dem Protektorat des Paſtors Traub.
mehr, beſonders nachdein das Tiroler Konkurrenzargan, de
Jnnsbrucker „Alpenland“ hier eifkig geleſen witd. Die'es
Blatt ſchrieb kürzlich unter der Ueberſchrift Mord od
erlöſende Tat?“. es führe eine gerade Linie von Wiihern
Tell, Charlotte Corday, Graf Arco, Friedrich Adler zu den Mi
dern Erzbergers und Rathenaus.

Würdig reihen ſich dieſe Blätter um das nationaliſti
Zentralorgan „Augsburger Abendzeitung“, die aAnlaß der Verfaſſungsfeier den Reichspräſidenten unter
Ueberſchrift Bürger und Ebert“ in erbärmlicher W

Von Doktor Schönfeld traf ein ſehr herzlicher Brief ein,
in dem er für die genußreichen Stunden dankte, die er bei
Walderts verlebt hätte, und in dem er die Hoffnung aus
ſprach, zu Pfingſten einen Abſtecher nach Breslau machen
zu können, um ſeine lieben Freunde wiederzuſehen.

„Das paßt ja ſehr ſchön“, ſagte Frau Waldert befriedigt.
„Zum Feſt bäckt man ohnedies Kuchen, mehr Fleiſch wird auchgekauft, und einen Kartoffelſalat mache ich ſo wie ſo, aber

wenn dr nur den Tag beſtimmen möchte, an dem er kommt.
Schließlich ſitzen wir die ganzen Feiertage zu Hauſe und lauern
auf ihn, und er wird verhindert. Jch möchte auch gern
wieder mal in unſerer Laube ſitzen.“

„Na, Muttel, damit hat es noch lange Zeit“, wendete
Waldert ein. „Guck mal aus dem Fenſter. Sieh, wie hoch
der Schnee liegt. Es ſind ſicher zehn Grad Kälte. Wie lange
wird es dauern, bis wir wieder in unſerm Garten ſitzen
können. Wenn wir nur nich gar ſo weit bis dahin zu gehen
hätten Es kommt mir ſetzt auf feden Schritt an, ſo ſchwach
fühle ich mich.“

„Bis zum Frühjahr is das wieder beſſer geworden, Vatel“,
tröſtete die Frau den Kranken, dann fuhr ſie verdrießlich fort:
„Wie ich es von der Höfig finde, daß ſie ſich hier nicht
blicken läßt. Sie is ſeit Weihnachten mit keinem Fuß hier
geweſen, und das Weihnachtsgeſchenk, das ſie dir brachte,
hätte ſie getroſt behalten können.“

„Nu, wenn ſie es doch nich dazu hat“, entſchuldigte Wal
dert die Dame. „Was ſoll ſie eigentlich hier Sie jammert
doch bloß immer darüber, daß ſie ihr Geld nich wieder
bekommt, und wir können ihr doch nich dazu verhelfen.“

„Na, ich denke, du haſt dich genug für ſie aufgeopfert“,
te Frau Waldert bitter, „und Dank haſt du nich dafür

gehabt.“
„Den hab ich auch gar nicht verlangt. Wer häßt ſich

denn dafür bezahlen, daß er ſeine Pflicht erfüllt. Du willſt
doch nich etwa ber dem Sturm ausgehen?“ fragte er veſorgt,
als er ſah, diaß ſeine Gattin den Lieferkorb holte.

„Wenn ich doch aber muß“, entgegnete die Frau. „Der
Herr auf Nummer achtzehn reiſt mit dem Siebenuhrzuge, der
muß ſeine Wäſche haben, und wenn ich doch mal raus muß, ſo
gehe ich auch bald in die „Goldene Gans“. Der polniſche
Graf wollte ſeine Hemden auch gern recht ſchnell haben.“

„Es is aber ſolch eine bittere Kälte und ſolch ein furcht
barer Sturm“, wendete der Kranke ein, „und du biſt ſeit
einiger Zeit gar nich auf dem Damm.“

Die Frau zuckte ſchweigend die Achſeln und begann die
Wäſche in den Korb zu zählen. Als ſie die Wohnung verließ,
ſetzte der Kranke ihre Hausſchuhe dicht an den Ofen, danne R de e dar e ehe m Aen Tor

mit heißem Waſſer, den er in die Ofenröhre ſchob. Hild
arbeitete an ihrer franzöſiſchen Ueberſetzung.

„Die Muttel gefällt mir jetzt gar nicht, Hilda“, ſagle
Waldert. Was war das doch für eine ſchmucke Frau, und
jetzt is ſie förmlich gelb und verfällt ganz.“

„Vater“, entgegnete das ſchöne Mädchen ſehr ernſt,
mache mir jetzt Gewiſſensbiſſe, weil ich ſoviel koſte. Die Mi
muß gar zu ſchwer arbeiten, wäre es mücht beſſer, wenn ich das
Seminar verlaſſen möchte. Dann könnte ich von früt
ſpät waſchen und plätten.“

„Mädel, du biſt wohl nich recht bei Troſt fragte Walden
förmlich erſchrocken. „Du haſt ja gleich die Hälfte deiner Lehr-
zeit hinter dir. Soll denn alles umſonſt geweſen ſein U
dein Leben mit Waſchen und Plätten hinzubringen, braud
du nicht engliſch und franzöſiſch ſprechen und der teure Klaviei-
Unterricht war auch überflüſſig. Nee, wer a geſagt hat, m
auch d ſagen. Nur immer feſte durch.“

„Lieber guter Vater“ begann Hilda bittend, aber der
Kranke fiel ihr erregt in die Rede:

„Kein Wort mehr davon, wenn du mich nich ernſtlich
böſe machen willſt. Das is ja unſer Stolz, daß ihr
weiter bringen ſoklt, wie wir. Wenn ich jetzt leider müßt
ſitzen muß, dann vertreibe ich mir die Zeit oft damit, doß
ich mir ausmale, wie ſchön es ſein wird, wenn du ſtädtiſch
Lehrerin ſein wirſt. Nee, nee, du mußt dein Ziel erreich
Die Erna hat keinen Kopf für Bücher, aber ſie hat Geſchie
zum Nähen, die wird Schneiderin. Der Willi zeichnet ſehr
ſchön, dem ſein Talent muß ausgebildet werden. Meine Kinder
ſollen vorwärts kommen und es mal beſſer haben wie

„Das können wir nur, weil wir ſo herzensgute, a
opfernde Eltern haben“, ſagte Hilda und blickte ihren Vodankbar an, dann nahm ſie ihre unterbrochene Arbeit wieder g.

Frau Waldert kam ſehr ſpät und ſehr verärgert
und ſagte verdrießlich:

„Ueber zwer Stunden habe ich auf dieſen Windhund
einem Reiſenden gewartet. Der Portier wollte das Geld ich
auslegen Er ſagte, das is ein Bruder Luftikus und in de
Portierftube, wo ich gewartet habe, war 'ne Bombenhiß

„Jn Parterre is es bei ZJentralheizung immer ſchaud
haft heiß“, bemerkte der Kranke „und im vierten Stock möchten
die Leute erfrieren. Wenn du dich nur nich verkältet ba
Muttel.“

„Das kann fchon ſein“, verſetzte die Frau. „Wie ich
aus der heißen Stube kam, hat mich der Wind faſt umgeworfen.

r ich in die Ele aber ichmußte auf dem Perron ſtehen, wenl ich den großen Korh bote
und zog es ſchauderhaft.“
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und die Lüge verbreitet,
in Berlin das Deutſchlandli ie r übertönt worden. Graf Lerg feld und

iſter werden alſo die kräftigſten Wehengee
ſſen, um ihr in Berlin verpfändetes Wort

gegenüber einem durch dieſe Preſſemeunte vergiſtetem Volt durch

iſt die durch das Regime
l verſeuchte Polizei. ankann ſchwer an einen Zufall glauben, wenn die Verhaftung

der zwei U. S. P.Schriftleiter im Zuſammenhang mit der
Inhaftierung Fechenbachs gerade in einem ſo hochpoli
hen Augenblick erfolgt. Der Schriftſteller Winter wurde

gens heute nachmittag wieder entlaſſen, nachdem ſich die
völlige Haltloſigkeit der Verdachtmomente erwieſen halte. Es
wäre verfehlt, aus dieſem gerichtlichen Schritt vorzeitig weitere
Schlüſſe zu ziehen. Die Berliner Vereinbarung hat nur dann
einen Wert, wenn die Bayern in weitgehendem Maße zuge-
ſtandenen Freiheiten in der Exekutive der Reichsgeſetze von
einem Beamtenapparat ausgeführt werden, der ganz anders
beſchaffen iſt, wie der in dieſem Augenblid.

Vorläufig einverſtanden“

Die Landesausſchüſſe der bayriſchen Koalitionsparteien ſollen
endgültig entſcheiden.

Der „So z. Parlamentsdienſt“ ſchreibt: Das bay-
riſche Kabinett hat ſich am Samstag mit dem in Berlin
ausgefertigten Protokoll über die Verhandlungen zwiſchen dem
Reich und Bayern vorläufig einverſtanden erklärt.
Eine offizielle Zuſtimmung an das Reichskabinett konnte nicht er
folgen, da die Parteiführer der Koalitionsparteien glaubten
allein der Verantwortung für eine Zuſtimmung nicht tragen zu
können. Deshalb ſind für Mittwoch die Landesausſchüſſe
der Koalitionsparteien einberufen worden, um zu dem
Protokoll Stellung zu nehmen. Die zwiſchen der Reichsregierun
und der bayriſchen Vertretung vereinbarie Friſt über die Auf-
hebung der Notverordnung wird dadurch nicht in Frage geſtellt,
weil als Aufhebungstermin bekanntlich erſt der 18. Auguſt in
Frage kommt.

Es muß merkwürdig berühren, daß die Parteiführer
ihren Vertrauten in der Regierung nicht ohne weiteres ihre Zu
ſtrummung gaben, ſondern ſich hinter die Parteiaus-
ſchüſſe n Welcher Art ſind die Bedenken, die
man hegt? inſcht man vielleicht beſondere Reſervatrechte?
Bisher hat die Reichsregierung Bayern keine beſonderen Zu-
geſtändniſſe gemacht, ſondern nur den Landesregierungen ins
S über die Ausführung der Geſetze zum Schutze der Republik
Zuſicherungen gegeben, die den Jnhalt dieſer Geſetze nicht be
rühren. Jn dieſem Sinne wird und muß das Reichskabinett nach
wie vor verfahren, wie es ſich andererſeits nicht binden laſſen kann
und d Jan die ihr in der Reichsverfaſſung gegebenen Zuſtändig-
keiten bez 96 der Reichseinheit uſw. nicht voll zu er
ſchöpfen. it der zugeſagten weitgehenden Heranziehung der
Länder und einer Berückſichtigung deren Jntereſſen bei der Aus-
führung der Reichsſchutzgeſetze hat die Reichsregierung auch Bayern
h einen Verſtändigungswillen gezeigt, der ſich vielleicht

ei der praktiſchen Durchführung der Geſetze hindernd erweiſt und
der leider in Südbayern ſeinesgleichen ſucht. Sie hat andererſeits
nur ihre Pflicht getan wenn ſie keine Zugeſtändniſſe machte,
die auf eine Verminderung der in der Reichsverfaſſung feſtgelegten
Zuſtändigkeiten des Reiches hinauslaufen.

Neue Einzelheiten zum Ruthenau-Mord.

Unter dieſer Spitzmarke leſen wir folgende Details im B. T.
Mit welcher Sicherheit die Täter nach der Ermordung des
Reichsminiſters Rathenau auft raten und ſich ſogar ihrer Tat
rühmten, zeigt ihr Verhalten gegenüber dem mitbeſchuldigten
Garagenbeſitzer Schütt. Sofort nach dem Morde fuhren alle drei
Täter mit dem Auto in die Garage zurück. Hier ſagten ſie dem
Schütt, der von der Verwendung des Autos bis dahin keine
Ahnung gehabt haben will, als ſie ihn auf dem Hof begegneten,
ganz offen: „Soeben haben wir den Rathenau erſchoſſen.“ Schütt
ſoll ganz faſſungslos und beſtürzt geweſen ſein, um ſo mehr, als
die Täter hinzufügten, wenn er ein Wort darüber verlauten laſſe,
gehe es ihm ans Leben; Verräter würden um die Ecke
gebracht. Am Abend erſchien der Bruder Techows bei Schütt
und ſagte ihm, es ſeien die in den Zeitungen ſchon beſchriebenen
gelben Automützen im Auto vergeſſen worden; er
müſſe ſie verbrennen. Gleichzeitig wurde Schütt wieder mit Er
ſchießen bedroht, wenn er den Befehl nicht ausführen ſollte und
nicht Stillſchweigen beobachte. Schütt beriet ſich mit ſeinem Ge-
ſchäftsteilhaber Dieſtel, ob ſie die Sache anzeigen oder den Befehlausführen ſollten. Lediglich aus Furcht vor der angedrohten e

wollen ſie zu dem Entſchluß gekommen ſein, ſtillzuſchweigen
und die Mützen zu beſeitigen. Zufälligerweiſe hatte eine Frau,
die im Hauſe wohnt, von ihrem Fenſter aus das Geſpräch des
Techow mit Schütt angehört. Sie ging Schütt nach und überraſchte
ihn, als er die Mützen in einem Ofen der Garage zu verbrennen
ſuchte. Auf die Frage, was er da tue, ſagte Schütt: „Das ſind die
Mützen der Mörder Rathenaus. Jch muß ſie verbrennen. Keiner
darf ein Wort verraten, ſonſt iſt es um unſer aller Leben geſchehen.
Die Geheimorganiſation hat überall ihre Aufpaſſer“. Die Frau'
ließ ſich aber nicht einſchüchtern, ſondern machte der Polizei ſofort
Anzeige. So kam es, daß die Kriminalpolizei ſchon am Sonnabend
wußte, wo das Auto ſich befinde. Sie ſchritt aber noch nicht ein,
weil der jüngere Techow auch W hatte, daß das Aulo am
Dienstag abgeholt werden würde. Es beſtand daher die Möglich
keit, daß man bei dieſer Gelegenheit die Täter oder Helfershelfer
derſelben abfaſſen würde. Als die Täter aber wohlweislich am
Dienstag das Auto nicht abholten, wurde ſchon an demſelben Tage
mit der Verhaftung von Mitbeteiligten begonnen. Schütt und
Dieſtel wurden wegen Beihilfe in Haft genommen, doch wird
wohl gegen ſie die Anklage vor dem Staatsgerichtshof nur
auf Begünſtigung der Tat lauten.

Geſtändnis der écheidemann-Attentäter.

Caſſel, 14. Auguſt. Nach Mitteilung der Oberſtaatsan
waltſchaft Caſſel iſt das Attentat auf Scheidemann jetzt voll
ſtändig aufgeklärt. Die in Oberſchleſien verhafteten
Attentäter Oelſchläger und Huſtert haben ein um
faſſendes Geſtändnis abgelegt. Zum Zwecke der Ver
nehnung waren von Caſſel zwei Kriminalbeamte nach Coſel
entſandt worden. Oelſchläger und Huſtert haben die Tat nach
vorheriger Verabredung gemeinſchaft lich ausgeführt. Sie
ſind dem Oberbürgermeiſter Genoſſen Scheidemann an dem frag
lichen Sonntag andauernd gefolgt. Oel r trug in einem
BVlechbehälter die Blauſäureſpritze, hatte aber
außerdem noch eine Mehrladepiſtole in ſeinem Beſitz. Auf
dem einſamen Wege auf Wilhelmshöhe hielt Oelſchl die.
Jeit der Ausführung der Tat für gekommen und übergab Huſtert
die Spritze mit den Worten: „Nun mach!“ Huſtert hat
dann das Attentat ausgeführt. Oelſchläger verblieb
in der Nähe, und als er den Oberbürgermeiſter fallen ſah, hielt er
ihn nach ſeinen eigenen Worten für erledigt. Beide nahmen
)ann die Flucht. Ueber die Herkunft der Blauſäure verweigern
ie bisher jede Ausſage.

Staatsſekretär Bergmann in London Staatsſekretär a. D.
Zerg mann iſt vor wenigen Tagen nach London abgereiſt. Wie
ins mitgeteilt wörd, erfolgte die Reiſe zur Erledigung von
deſchäften der Deutſchen Bank und ſteht mit einem C Mit a ilie feſtgoſerte Vetc Ver unzureichend. Der für eine ganze Familie feſtgeſet rag Ahe e e e

es wäre bet der Mr- Zwei Roten der Reichsregerung.

rn er t w Paris er öſiſchen Regienung geſtern abend im Auftrage der deutſchen Regierung folgendebeide Noten übergeben: ß r
J

Herr Miniſterpräſident

Jm Auftrage der deutſchen Regierung beehre ich mich auf dieNote vom 5. Auguſt d. J. Jhnen ſölgentes mitzuteilen:
Die deutſche Regierung muß zu ihrem Bedauern feſtſtellen, daß

die franzöſiſche Regierung ihrem Wunſche, die weitere Be
bandlung der Ausgleichsangelegenheit bis zu
den in r Wer Verhandlungen der beteiligten alliierten
Mächte zur V nicht entſprochen hat. Die von der
ranzöſiſchen Regierung mitgeteilten beſonderen Maßnahmen
inden in dem Vertrage von Verſailles und in den mit der

deutſchen Regierung getroffenen ergänzenden, Abkommen,
insbeſondere dem Abkommen vom 10. Juni 1921, keine Grund
lage und können auch mit den Regeln des Völkerrechts
nicht begründet werden:

1. Die Weiſung an die Ausgleichsämter in Paris und Straß-
burg, bis auf weiteres jede Bekanntgabe der anerkannten deutſchen
Forderungen aufzuſchieben, widerſtreitet der poſitiven Beſtimmung
des S 5 der Anlage zu Artikel 296, in dem vorgeſehen iſt, daß das
Schuld neramt binnen angemeſſener Friſt die anerkann-
ten Forderungen bekanntzugeben hat. Unter einer
angemeſſenen Friſt kann nur eine Friſt verſtanden werden, wie ſie

ch aus dem Geſchäftsgange der Ausgleichsämter ergibt. Eine
nweiſung einer Regierung, jede Bekanntgabe von An-

erkenntniſſen an das gegneriſche Ausgleichsamt bis auf
weiteres zu unterlaſſen, iſt daher mit dem Vertrage von Ver-
ſailles unvereinbar und ſteht mit dem Grundgedanken des
auf dem Prinzip der Gegenſeitigkeit beruhenden Ausgleichs
verfahrens im Widerſpruch.

2. Die vorläufige Einſtellung der Zahlung der durch Urteile
der gemiſchten Schiedsgerichtshöfe feſtgeſetzten Entſchädigungen
aus dem Erlös der Liquidationen des deutſchen Eigentums in
Frankreich wider ſpricht dem Abkommen über die Be-
zahlung der Schadensbeträge aus Artikel 2970 vom
26. Auguſt (3. September 1921). Hierin hat ſich die franzöſiſche
e verpflichtet, die im Artikel 297e vorgeſehenen Ent-
ſchädigungen auf Grund von Urteilen des gemiſchten Schieds-
gerichtshofes oder von rechtsgültig abgeſchloſſenen Vergleichen aus
den bei der Liquidation des deutſchen Eigentums erzielten Erlöſen
zu bezahlen.

3. Die an die franzöſiſchen Ausgleichsämter erteilte An-
weiſung, bis auf weiteres dem deutſchen Ausgleichsamt die Höhe
der Erlöſe aus der Liquidation des deutſchen Eigen-
t um s in Frankreich nicht mehr bekanntzugeben, macht
die Durchführung des auf dem Grundſatz der Gegenſeitigkeit be-
ruhenden Artikels 297h des Verſailler Vertrages unmöglich. Dieſe
Maßnahme widerſpricht ferner dem Artikel II des Abkommens
vom 31. März 1921, worin vorgeſehen iſt, daß die Liquidations-
erlöſe binnen beſtimmter kurzer Friſten dem Reichsausgleichs-
amte gutzuſchreiben und mitzuteilen ſind.

4. Jn dem Abkommen vom 15. November 1919 hat ſich die
franzöſiſche Regierung verpflichtet, die Möbel-
und Kleidungsſtücke der früher in ElſaßLothringen an-
ſäſſig geweſenen Deutſchen freizugeben. Das Verbot der
weiteren Möbelausfuhr bedeutet eine Verletzung dieſes
Abkommen, von der durchweg minderbemittelte und ohnehin
unter den Kriegsfolgen ſchwer leidende deutſche Reichsangehörige
betroffen werden. Dieſe Maßnahme erſcheint der deutſchen Re-
gierung um ſo ungerechter, als ſie die ihr nach dem Abkommen
obliegende Leiſtung ſeit geraumer Zeit vereinbarungsgemäß er-
füllt hat.

5. Schließlich werden nicht näher bezeichnete Sicherheit s-
maßnahmen in Elſaß-Lothringen in Ausſicht geſtellt.
Jnzwiſchen hat das Generalkommiſſariat in Straßburg den deu t-
ſchen Reichs angehörigen jede Verfügung über ihre
Konten oder ihre Depoſiten bei Banken oder anderen Finanzsinſti-
tuten in Elſaß-Lothringen entzogen und dieſe unter Zwangs-
ver waltung geſtellt, gleichgültig zu welchem Zeitpunkt ſie errichtet
worden ſind. Soweit Einzahlungen nach dem 10. Januar 1920 er-
folgt ſind, werden derartige Anordnungen durch den Vertrag von
Verſailles nicht gedeckt und enthalten daher eine ſchwere Verletzung
des Grundſatzes der Unverletzlichkeit des Privateigentums.

Die deutſche Regierung hat mit ihrer Note vom 12. Juli d. J.
lediglich die Abänderung eines beſtehenden Vertrages beantragt,
deſſen Laſten infolge der inzwiſchen eingetretenen Markentwertung
für Deutſchland untragbar geworden waren. Die deutſche Re
gierung hat hiermit nur die unausweichlichen Folgerungen aus
einer Entwicklung gezogen, die unabhängig von ihrem Willen und
entgegen ihren Intereſſen eingetreten iſt. Wenn die t
Regierung das Stundungsgeſuch, ohne die Fälligkeit der Vervpſlich-
tungen der deutſchen Regierung abzuwarten, mit Zwangsmaß-
nahmen beantwortet hat, die beſtehende Verträge verletzen, ſo liegt
darin ein wer Unrecht.

Jch bin daher beauftragt, gegen die Maßnahmen Ver-
wahrung einzulegen und um ihre Aufhebung zu er-
ſuchen. Sollte die franzöſiſche Regierung auf ihrem Standpunkt
beharren, ſo ſchlägt die deutſche Regierung vor, einen inter
nationalen Schiedsſpruch über die Rechtmäßigkeit der ergangenen
Anordnungen herbeizuführen.

Genehmigen Sie n
Durch Verbalnote vom 1. Auguſt hat die franzöſiſche Re

gierung der Botſchaft nttgeteilt, daß ſich in Ermangelung von
deutſchen Zuſagen hinſichtlich der am 15. Auguſt vom Reichsaus-
leichsamt zu bewirkenden Zahlungen und in Ermangelung des
rfolges der bisherigen Retorſionsmaßnahmen zu weiteren Maß-

nahmen veranlaßt ſehe und deshalb ihrem Generalkommiſſar in
Straßburg Anweiſung erteilt habe, 500 deutſche Staat s-
an gehörige bis zum 12. Auguſt aus ElſaßLothringen au s-
zu weiſen Die Ausgewieſenen dürfen nur Handgepäck
und den Gegenwert von 10000 Mark für die Familie oder
von 5000 Mark für den Unverheirateten über 25 Jahre mitnehmen.
Jhr Vermögen ſoll vorläufig unter Zwangsverwaltung geſtellt
werden. Die Ausweiſung weiterer 500 deutſcher
Staatsangehöriger aus Elſaß-Lothringen wird vor-
behalten

Die Botſchaft beehrt ſich hierauf im Auftrage der deutſchen
Regierung das Folgende zu erwidern:

Nach den Grundſätzen des Völkerrechts iſt es zwar
jedem Staate unbenommen, einzelne fremde Staatsangehörige ausfremden polizeilichen Gründen aus einen Gebieke auszuweiſen.
Eine Ma 3 enausweiſung, die Hunderte von Angehörigen
eines beſtimmten Staates plötzlich und unvorbereitet ihrer Exi-
ſtenz beraubt, widerſpricht dagegen jedem völker-
recht lichem Herkommen und aller nätürlichen
menſchlichen Rückſichtnahme. Dieſe Maßnahme muß
die Ausgewieſenen um ſo härter treffen, als die franzöſiſche Re
ierung ihnen faſt 4 Jahre lang nach Aufhören der
eindſeligkeiten den Aufenthalt in ElſaßLothringen ge-

ſtattet und damit die Hoffnung in ihnen erweckt hat, weiter in
ihrer Heimat bleiben und ihrem Erwerbe nachgehen zu können.
Jm übrigen iſt ein innerer Zuſammenhang zwiſchen den Aus-
weiſungen und der von der franzöſiſchen Regierung zum Anlaß
genommenen Frage der Ausgleichszahlungen nicht erfindlich. Die
Geldbeträge, deren Mitnahme? geſtattet iſt, ſind völlig

Verwabrung gegen das völkerrechtzwidrige Vorgehen der franzöſiſchen Regierung gegen Deutſchland,

deutſche 6taatsangehörige und deutſches Privateigentum.

Pfund oder 1114 Dollar. Die Ausgewieſenen werden ſomit tat-
ſächlich als Bettler auf die Straße geſetzt.

Die deutſche Regierung legt gegen die getroffenen und in Aus
ſicht geſtellten Maßnahmen der franzöſiſchen Regierung hiermit
nachdrücklichſt Verwahrung ein.

Die erſten Hilfsmaßnuhmen der Reichsregierung
für die aus dem Elſaß Vertriebenen.

Die Reichsregierung hat ſich inzwiſchen der aus dem
Elſaß vertriebenen Volksgenoſſen angenommen,
ihnen Mittel zur Verfügung geſtellt und Unterkunſt angewieſen
Das iſt das einzige was ſie für unſere Brüder und Schweſtern, die
ihre ehrliche treue Geſinnung zum Deutſchtum als Er
ſäſſer mit der Aus weiſung bezahlen mußten, vor
läufig tun konnte. Jm Weiteren hat das Reichskabinett
von der franzöſiſchen Regierung (wie aus obigen Noten hervor-
geht) die Aufhebung der widerrechtlichen Maßnahmen verlangt
und im Verneinungsfalle den Anruf eines internationalen
Schiedsgerichtshofes zur Feſtſtellung der Rechtmäßigkeit
der ergangenen Anordnungen vorgeſchlagen. Kommt es zu einem
derartigen Entſcheid, dann wird ſich zeigen müſſen, daß das Recht
klar auf deutſcher Seite liegt und daß Frankreich ſich eines
weiteren neuen Unrechts ſchuldig gemacht hat. Jn Anbetracht
deſſen muß man damit rechnen, daß die Proteſte der Reichs
regierung in genau dem gleichen widerwärtigen Stil be-
antwortet wird, den Herr Poincarsé beſonders in letzter Zeit für
ſeine fortgeſetzten Noten beliebte. Sollte das der Fall ſein, dann
bleibt Deutſchland nur der eine Ausweg über, ſich vermittelnd an
die engliſche Regierung mit dem Erſuchen zu wenden von
dem Völkerbund ein ein wandfreies Schieds gericht
verlangen zu wollen. Daß England zu einem derartigen
Schritt bereit iſt, iſt nicht ganz un bekannt. Möge die
Reichsregierung alſo bald entſprechend handeln, damit unſere be
drängten Volksgenoſſen im Elſaß nicht weiteren Folterungen aus
geſetzt werden.

Noch ein Teilnehmer des Rathenun- Mordes

Kappiſt, Baltikumer und Selbſtſchutzler.

Zu der Verhaftung Ernſt von Salomons in Frank-
furt am Main, als eines Mitſchuldigen am RathenauMord, er-
fahren die P. P. N. an zuſtändiger Stelle: Die Berliner
Kriminalpolizei hatte feſtgeſtellt, daß an den Vorbeſprechungen
über den Rathenau-Mord in einem Hotel am Schiffbauerdamm
ein gewiſſer „Erich Schröder“ teilgenommen hatte, der es
übernommen hatte,

den Chauffeur für das Mordauto zu beſorgen.

Er war zu dieſen Zweck nach Kiel gefahren, hatte aber dort
eine Abſage erhalten; dann hat er ſich nach Hamburg be
geben und dort jemanden gefunden, der ſich bereit erklärte,
bei der Ausführung der Tat mitzuwirken. Offenbar hatte
dieſer Erich Schröder, wie alle anderen Teilnehmer an dem
Mordunternehmen, einen falſchen Namen geführt, ſein rich-
tiger Name und ſeine Perſönlichkeit waren aber lange Zeit
hindurch nicht feſtzuſtellen. Schließlich erfuhr die Polizei, daß
der ſogenannte Erich Schröder ein Schüler aus der Kadetten
anſtalt namens Ernſt v. Salomon geweſen wäre. Aus den
Papieren der Kadettenſchule wurde nun feſtgeſtellt, daß Ernſt
v. Salomon, der Sohn eines vor längerer Zeit verſtorbenen
Kriminalinſpektors in Frankfurt a. M., bis zum Jahre 1918
die Kadettenanſtalt in Groß-Lichterfelde beſucht hatte. Jm
Jahre 1919 hatte dann v. Salomon dem Freikorps Mär-
ker angehört. Später war er Baltikumkämpfer geweſen,
und in den Kapptagen hatte er unter dem bekannten Flieger-
hauptmann Berthold

in Harburg gegen die Republik gekämpft.

Dann hatte er ſich den Truppen angeſchloſſen, die im Ruhr
revier die roten Armeen niederwarfen. Jm Jahre 1920 war
er vorübergehend als Kaufmann und Verſicherungsagent tätig
geweſen, war aber im Jahre 1920 wieder zum Oberſchle-
ſiſchen Selbſtſchutz geſtoßen. Salomon war früher Mit-
glied des Jung deutſchen Ordens in Frankfurt a. M.
geweſen und hatte ſpäter dem Verband nationalgeſinn-
ter Soldaten in Frankfurt a. M. angehört und dort unter
anderem die Bekanntſchaft Karl Tilleſfens gemacht. Da ihm
der Name Salomon unangenehm war, nannte er ſich unter Bei-
behaltung der Anfangsbuchſtaben Erich von Schröder und zu
letzt nach dem Rathenau-Morde Erich von Schewe. Die
polizeilichen Vernehmungen Salomons im Berliner Polizei-
präſidium werden noch heute abgeſchloſſen werden.

Der „blanle éöchild“ der Reichswehr.

Zuſammenſtoß zwiſchen Schupo und Reichswehr in Hannover.
Jn Hannover kam es am Freitag abend zu einem Zwiſchen-

fall, bei dem Reichswehrangehörige gegen die voll-
kommen ordnungsmäßig handelnde Schutzpolf-
zei agreſſüv vorgingen. Die Arſache war zunächſt recht
geringfügig: ein Reichswehrangehöriger radelte über eine be
lebte Straßenkreuzung, an der das Radfahren verboten iſt. Edn
Schutzpoligiſt hielt ihn an und wollte ihn aufſchreiben, der Reichs
wehrſoldat widerſetzte er jedoch. Andere Reichswehrangehörige
und ein zweifel chtpublikum weengten e g des
Siſtierten ein, während einige in der Nähe ſtationierte ra
den dem Schutzpoligiſten zu Hilfe kamen. Die Menſchenmenge
ſchwoll immer mehr an, in ihr befanden ſich zahlreiche Reichs

die zum Teil blank zogen und von ihrer Waffe
Gebrauch zu machen drohten. Verſtärkungen der Schutzpolizei wur-
den mit Johlen und Schimpfen empfangen. ließßl ich
gelang es, die Menge zu zerſtreuen, nachdem eine Anzahl Ver
haftungen vorgenommen war.

Das Verhalten der Reichswehrangehörigen ift außerordent:-

9 n vrhe en ehe Be l e vſich mit nächtlichem degemäß ihres Amtes waltende Schutzpolißei verbündet? Die
Reichswehr hat ſich in letzter Zeit wiederholt t, daß ſieUnrecht kritiſiert würde. Derartige u Bener aber ihr
Anſehen nicht erhöhen.

Die deutſchen Moskauer haben zum 15. und t6. Oktober eine
erweiterte Zentralausſchußſitzung einberufen. Zweck der Sitzungiſt die Grörterung der e itugtion ordpr o a
ganda auf Gehefß Moskaus?), des

greſſes derprogrammentwurfes und der Aufgaben des 4. t
Der Varteitag ioll im Do
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Hauptmann Woche in Breslin.

Rede des Reichspräſidenten und Gerhart Hauptmanns.

Breslau, 12. Auguſt. Der Reichspräſident traf heute
mittag mit dem fahrplanmäßigen Zuge, von Berlin kommend,
mit geringer Verſpätung kurz nach 2 Uhr in Breslau ein. Jnel Begleitung befanden ſich die Reichsminiſter Bauer.
Köſter und Gröner, die Staatsminiſter Severing und Boelitz,
der Jntendant der Staatlichen Schauſpiele Je ß ner und Miniſte
rialdirek:.r Meißner. Zum Empfang auf dem Vahnhof hatten
ſich eingefunden Reichstagspräſident Loebe, der Oberpräſident
der Provinz Niederſchleſien Zimmer und der Oberpräſident der
Provinz Oberſchleſien Bitta, ſowie der Polizeipräſident.
Rach kurzer Begrüßung ſchritt der Reichspräſident auf dem Bahn
ſteige die Front einer Ehrenkompagnie der Sicherheitspolizei ab.
Vor dem Bahnhof begrüßte eine vieltauſendköpfige
Menge den Reichspräſidenten mit jubelnden Zurufen.

Vor dem Rathaus, wohin ſich der Präſident im Auto vom
Bahnhof aus direkt begab, hatte eine Ehrenkompagnie der Reichs
wehr Aufſtellung genommen. Unter den Klängen des Deutſch
landliedes ſchritt der Reichspräſident die Front ab, von vielen
Tauſenden, die trotz eines kurz vorher ausgebrochenen Gewitters
und ſtrömenden Regens es ſich nicht hatten nehmen laſſen. den
Reichspräſidenten hier auf das herzlichſte zu begrüßen. bejubelt.
Jm altehrwürdigen Remter des Rathauſes, der reich mit Blumen
verziert war, hatten ſich die Spitzen ſämtlicher ſtaatlichen und der
ſtädtiſchen Behörden eingefunden ſowie auch Gerhart Hauptmann.

Hier wurde der Reichspräſident von dem Oberbürger-
meiſter ſowie von den Oberpräſidenten von Nieder und Oberſchle
ſien begrüßt. Zur Erwiderung auf dieſe Begrüßung ſagte

Reichspräſident Ebert:

Die ehrenden Worte, die Ste, Herr Oberbürgermeiſter, fan
den, um dem großen Sohn Schleſiens, dem deutſchen Dichter
Gerhart Hauptmann zu haldigen, drangen zu unſerer
aller Herzen. Wir, die Vertreter des Reiches und Preußens, ſchlie-
ßen uns mit aus innerſter Seele kommenden Glückwünſchen freudig
all dem an, was Sie dem Dichter an Worten des Dankes und der
Hoffnung für die Zukunft ausſprachen. Mit der Breslauer Feſt
ſpielwoche wollen wir einen Teil des Dankes abſtatten, den
Deutſchland Gerhart Hauptmann ſchuldet; dieſe Schuld vollends
abzutragen, wird Sache des ganzen deutſchen Volkes ſeim.

Dieſes Volk iſt heute ſelbſt Träger ſeiner Geſchicke; das ſt a a t-
liche Leben hat dieſelbe Wandlung vollzogen, die der Dich

insbeſondere n ſeinen „Webern“, t das Volk nicht der Chor der
antiken Tragödie, der die Handlung nur verfolgt und begleitet,
bei ihm iſt das Volk in ſeinem Leiden und Sehnen ſelbſt der
Mittolpunkt, der Handelnde des Dramas. Wenn heute die Re
publik und ihre beruſenen Führer nach Fühlung zu den geiſtigen
Kräften des Volkslebens ſuchen, aus deſſen keimenden Trieben
die Zukunft erſprießen ſoll, zu welchen geiſtigen Betätigungen
wohl mehr als zu denen eines Dichters, der in ſeinem Sinn ge
wiſſermaßen das Volk als Handelnden entdeckt und meifſterhaft
mit ebenſo hoher hiſtoriſcher wie poetiſcher Wahrheit geſchildert
hat? Dann wird der neue Staat keine Maſchine ſein, die im ewi
gen Gleichlauf nur Regivrungsgeſchäfte beſorgt, ſondern ein
lebendiger Organismus, dem die geiſtig-kulturellen
Güter, dem Kunſt und Wiſſenſchaft unveräußerliche Beſtandteile
ſeiner lebendigen Kraft ſind. (Lebhafter Beifall. d

Jn dieſem Sinne danke ich auch den Veranſtaltern der Feſt
ſpiele, insbeſodnere der Deutſchen Bühnengenoſſenſchaft,
den Künſtlern und all denen die dazu beſgetragen haben. dieſes
große Wert zu vollbringen. Den beſten Lohn werden Sie alle
finden, wenn die Breslauer Feſtſpielwoche in einem ſchönen und
wahren Erfolg ausklingt. Daß dies geſchieht, wünſche ich mit
ganzem Herzen. (Beifall.)t ch eſteten Anſpraten, die der Ehrung des ſchleſiſchen Dich-

ters Ausdruck gaben, nahm

Gerhart Hauptmann
ſelbſt das Wort

Wenn ich alle die warmen, herzlichen, gütigen, anerkennenden
und mehranertennenden Worte erwäge, die mir gewidmet worden
ſind, ſo muß ich Sie bitten, mir zu erlauben, bevor ich Jhnen
danke, mich ein wenig von der allzu bedrückenden Dankeslaſt zu
befreien, indem ich ein volles gerütteltes Maß der Ehre, die Sie
mir erwieſen haben, an unſere Mutter, an Deutſchland,
abgebe. Vertiefen Sie ſich in den Gedanken an Deutſchland wieder
um einen Augenblick und fragen Sie ſich, ob wir nicht ſo ziemlich
alles, was wir ſind, dieſer Mutter trotzalledem und alledem zu
verdanken haben. Dieſe Mutter, ich meine, war im-
mer da. Auch in der jahrhundertealten Zerriſſenheit und politi-
ſchen Spaltung Deutſchlands war ſie da. allgegenwärtig und un
ſterblich. Und der einzelne ſſt, gegen ſie gehalten, viel zu klein.
viel zu abhängig von ihr, als daß er ſich an die Bruſt ſchlagen
und etwas Beſonderes, d. h. Abgeſondertes dünken könnte.

Trotzdem und bei alledem bleibt noch immer, ſagen wir in
jedem geſunden Menſchen,. ein gewiſſer Erdenreſt des
ſelbſtiſchen Eigenen. Und wie ich mich ganz als Menſch
fühle. ſo verleugne ich auch nicht dieſes natürliche Eigengefühl.

ter in ſeinen hauptſächlichſten Dramen durchgeführt hat; bei ihm, Aus dieſem gebiert ſich eine andere Art, die allereinfachſte Art

der Dankbarket tn dieſem Augenblick. Sie wird um ſo ſtärder
ſein, je weniger ein Beſchenkter fordert und zu fordern hat. Er
fühle ſich ſtolz, froh und glücklich, in dem Rathauſe dieſer alten,
wundervollen deutſchen Stadt Worte zu hören, wie er ſie gehört
habe, Worte, die ihm beſtätigten, daß er kein ganz unnützes Glied
der deutſchen Volksgemein geweſen ſei. einen Weghabe er nicht im Sprung zurückgelegt. Er habe dazu
ein halbes Jahrhundert. nicht immer leichten Rengens, von Stufe
zu Stufe gehraucht. Auch die Staubſäule habe er daberf nicht
gänzlich umgehen können: aber nun ſtehe er hier. „Es mag mie-
der ebwärts gehen. Ich kann getroſt meine Augen ſchlieſßßen. Denn
wer kann mehr erfahren und mehr erſtreben, als iſh durch Jhre

Der arme Kronprinz!

Deutſche Verſuchsballons.

Sie ſind päpſtlicher als der Papſt, die deutſchrat on
Hexrſchaften. Sie vergehen vor Sehnſucht nach ihrem Kron
prinzen und jagen deshalb alle paar Wochen eine Notiz durch
die Blätter, worin den deutſchen Leſern erzählt wird, der deutſche
Kronprinz wolle nach Deutſchland zurückkehren. Auch jetzt heißt
es wieder einmal, der frühere Kronprinz habe von neuem
Schritte für ſeine Rückkehr nach Deutſchland unternommen. Merk
würdigerweiſe wiſſen die Reichsſtellen noch gar nichts von der-
artigen Schritten. Es ſcheint ſich alſo lediglich um einen neuen
Verſuchsballon zu handeln. Wenn die Monarchiſten das Terrain
etwas ſondieren wollen, ſo kann man ihnen ja dieſes Vergnügen
laſſen, obwohl ſie doch ſchon längſt das deutliche Abwinken im
republikaniſchen Deutſchland begriffen haben könnten. Es liegt
im Jntereſſe des inneren Friedens des deutſchen Volkes, meint die
Germnania, wenn der Kronprinz fürs erſte ſeine angebliche Ab-
ſicht nicht wahrmachen würde. Auch unſere Meinung!

Verantwortlich für leitenden Artikel, Politik und Feuilleton:
F. O. H. Schul z, für Lokales, Gewerkſchaftliches und Genoſſen-
ſchaftliches: i. V. Alfred Strauß. für Provinzielles und All-
gemenies: Alfred Strauß, für den Anzeigenteil: Wilh.

Herzig, ſämtlich in Halle.
[fJ„Z

Wert neue Leſer für Euer Vutt

Operette Theater.
Heute 7 Uhr zum vorletzten Mal!

Der keusche Lehemann!“
Schwank in 3 Akt. v. Arnold u. Bach.

i Unwiderruflieh Schluss15. August
Abschiedsabend Willi Schur

Der keusche Lehemann“
S Kasse ab 10 Uhr (Tel.6183) ununterbr. geökffn.

in
SchwanentheaterNaumburg a. 5.

Imweitertun Sportfest Leiprig

mm

IIII,X,NIC)CCCCCccCDhDhnnDdDdzdDAauzdcc z
Vom Dienstag, den 15. bis Donnerstag, den

17. Auguſt
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Arbeiter Sport Kartell Naumburg.
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II. Teil. Soeben erſchienen II. Teil.Aus der Betriebsrätepraris
von Cl. Nörpel,

Sekretär der gewerkſchaftl. Betriebsrätezentrale d. A. D. G. B
und des Afa- Bundes.

Jeder Betriebsrat, Gewerkſchaftsfunktionär und Vertrauens-
mann braucht neben Flatow, Kommentar zum Betriebs
rätegeſetz dieſes wichtige Buch. Preis 70. Mark
Buchhandlung der Volksstimme

Halle a. S., Gr. 2tlIrichſtr. 27.
Amtliche Bekanntmachungen kigieben.

Das Geſetz vom 21. Juli 1922 zum Schutze der Repu
blik ſtellt jeden unt. Strafe, der ein bisherverheimlichtes Waffen-
ager in Eigentum oder Gewahrſam hat und es unterläßt,
der Behörde von dem Aufbewahrungsort unverzüglich
Kenntnis zu geben; dem Waffenlager ſteht ein Munitions
lager, ein Geſchütz, ein Minenwerfer oder Flammenwerfſer,
ein Maſchinengewehr oder eine Maſchinenpiſtole gleich;
ferner ſtellt es jeden unter Strafe, der von dem Vorhanden
ſein eines bis dahin verheimlichten Waffenlagers Kenntnis
hat und es unterläßt, hiervon der Behörde unverzäüglich
Kenntnis zu geben.

Magdeburg, den 7. Auguſt 1922.
Der Oberpräſident.

Eisleben den 9. Auguſt 1922.
Veröffentlicht. Die Polizeiverwaltung.

Jm Anſchluß an unſere Bekanntmachung vom 3. d. M.
beirefferd Angabe der Wohnungsmietpreiſe vom
J. Juli 1914 für die Zwecke der Durchführung des neuen
Reichsmietengeſetzes, wird hiermit Nachſtehendes bekannt
gemacht. Die Friſt zur Abgabe der Anzeige des Vermteters
wird bis zum 26. d. Mts. hiermit verlängert. Die Abgabe
der Anzeige hat bei dem ſtädiiſchen Wohnungsamte zu er
folgen. Auf Gebäude, die nach dem 1. Juli 1918 bezugs
fertig geworden find. ſowie auf Gebäude, die im Eigentum
des Reiches uſw. ſtehen öffentliche Gebäude) findet das
Geſetz keine Anwendung. Zur Vereinfachung des Verfahrens
haben wir für die obigen Zwecke Formulare herrichten
laſſen, die den Hausbeſitzern in den nächſten Tagen zugeſandt
werden. Wir bitten, dieſelben recht gewiſſenhaft auszufüllen
und pünktlich bis zum 36. d. Mts. an die obenbezeichnete
Stelle abzugeben. Jm übrigen bleibt unſere Bekanntmuchung
vom 3. d. Mts. in Kraft.

Eisleben, den [2. Auguſt 1922.
Der Magiſtrat.

Betr. Mehl- und Brotpreiſe. Jnfolge Erhöhung
der Getreide- und Mehlpreiſe ſeitens der Reichsgetreideſtelle,
ſowie aller Herſtellungskoſten betragen die Kleinhandels-
preiſe für Brot und Mehl vom Wontag, den 14. ds. Mts

alſo von der Brotmarke mit 2 Strichen ab: 26,50 Mk.
für 1800 gr Brot, 40,00 Mk. für 2700 gr Brot,
8,50 Mk. für 1 Pfd. Brotmiſchmehl und 9,60 Mk.
für 1 Pfund Krankenmehl. Die Bäckereien erhalten
das Mehl zu nachſtehenden Preiſen unter den bisherigen
ſonſtigen Bedingungen geliefert: 1 dz Brotmiſchm ehl
für 1500 Mk., 1 dz Krankenmehl für 1730 Mk.
Die Preisdifferenz für die am 14. ds. Mts. bei Brot und
WMehlverkaufsſtänden vorhandenen markenpflichtigen Brot
und Mehlvorräte iſt an das Wirtſchaftsamt abzuführen.

Walhalia
Dir. Josef Milos.
Heute Montag:
Vorletzter Tag des

Ringkampkwettstreites!
Beendigung des
Rlesenkampfes

Hans Steinke Bilkau
Dieser Kampf währte bis-
her 138 Minut., ohne dass
ein Resultat erzielt wurde.
Um nun eine reguläre
Niederlage unbedingt her-
beizuführen. beginnen die
heutigen Kämpfe unter
Fortfall einiger Vaorieté-
nummern 8.30 Uhr.

II. Kamopt:
Herausforderungskampf C

Wan

Mit welchem Riesentilm

seine Pforten am 16. August 1922

Antwort finden Sie in der nächsten Ausgabe dieser Zeitung und an

e S
eröffnet das

ga-biehtoel Theater
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den Anschlagsäulen.

im ktreien Stil Alle eGritfe erlaubtRandolfi V. d. Hevd Kkei
Randoifi in dieser Kampf-
art h bitten wir unsere Paden Sieg über v. d. Heyddavonzuitragen. nsorate a
Arbeitsamt Eisleben

Fernſprecher 151.
Abteilung für Landwirtſchaft, Herrenſtraße 10,

Zimmer 12. a) Arbeitſuchende: Aufſeher. verh., Hof
meiſter verh., Geſchirrführer. verh.. Gutsſchmiede, verh.,
Schweizer, verh. Offene Stellen Knechte, led.

Gewerbliche Abteilung, Herrenſtr. 10, II. a) Arbeit-
ſuchende: Kontoriſten und Bürogehilfen Chauffeure,
Jnvaliden f. l. Arb., Lithograph und Feichner. Sattler,

tellmacher. Offene Stellen: Berg- und Hüttenarbeiter,
Dachdecker Eleßktromonteur, Holzbildhauer. Heizungsmonteure,
Klempner und Jnſtallateure. Maler Maurer, Schmiede,
Stellmacher, Tiſchler, Zimmerer.

Abteilung für Lehrlinge (Landratsamt, Zimmer 6.
a) Stellenſuchende: Waurer, Schloſſer. Offene
Stellen Bäcker, Dachdecker, Drogenlehring, Friſeure,
Gärtner, Jnſtallateure, Holzbildhauer, Klempner, Polſterer
und Deborateur, Maler Sattler, Schmiede, Schneider,
Schornſteinfeger, Tiſchler.

Weibliche Abteilung: Plan 7, Zimmer 4. a) Ar
beitſuchende: Bürogehilfinnen, Frau zum Ausbeſſern,
Krankenpflegerin, Lehrmädchen für Geſchäft, Lehrſtützen,
Plätterinnen, Verkäuferinnen. Waſchfrauen, Wirnrtſchafte-
rinnen, geb. Offene Stellen: Aufwartungen, Dienſt-
mädchen aller Berufsgruppen, Helferinnen für ein Aſyl für
Epileptiſche in die Provinz Hannover, Hausmädchen für
Güter, Küchen-, Haus nud Zimmermädchen für Hotels im
Harz, Küchenmädchen für Güter, Köchinnen für Erholungs-
heim, Mädchen für Stallarbeit, Mamſells für Güter, Steno
typiſtin, perfekte, Wirtſchafterinnen für Landwirte, Wiri
ſchafterin für Lehrerhaushalt, Verkäuſerin in Eiſen und
Haushaltungsbranche, Frau zur Vertretung der Hausfrau.

Ankliche Bekanntmachungen Mansfeld,

Bekanntmachung.
n der letzten Zeit mehren ſich die Unfälle auf Haupil

und Rebenbahnen durch Tötung oder Verletzurg von Einzel
perſonen, beſonders Kindern, die ſich in der Nahe der Bahn
aufhalten und beim verbotswidrigen Aufenthalt auf dem
Bahnkörper oder Ueberſchreiten der Gleiſe durch Züge über
fahren werden. Ja, es ſind ſelbſt Unfälle auf Nebenbahnen
dadurch herbeigeführt, daß anſcheinend ſchulpflichtige Kinder
beim Viehhüten Steine auf die Schienen gelegt haben. Ab
geſehen von den hierdurch entſtehenden erheblichen Koſten
ſür Wiederherſtellung der Fahrzeuge und des Oberbaues
werden Menſchenleben durch ſolch leichtfinnige Handlungen
ſchwer gefährdet.

Zur Verhüiung ähnlicher Unfälle iſt es erforderlich, daß
die Kinder. die in der Nähe der Bahn Vieh weiden oder
ſich ſonſt neben den Gleiſen aufhalten, ſowohl auf die großen
Gefahren die durch Auflegen von Stein und anderen
Gegenſtänden auf die Schienen entſtehen, als auch auf die
eigene Lehensgefahr beim Ueberſchreiten von Gieiſen auf-
merkſam gemacht werden. t

Jch bitte die Herren Lehrer des Kreiſes die Kinder auf
die Gefahren, die durch urüberlegte, leichtſinnige Handlungs-
weiſe entſtehen, in den Unterrichtsſtunden von Zeit zu Zeit
aufmerkſam zu machen.

Mansfeld, den 4. Auguſt 1922.
Der Landrat

J. V.: Voigt, Kretsſekretär.
Bekanntmachung.

Der Trichinenſchauer Guſtav Schenk in Annarode
iſt verſtorden. Jch habe daher die Trichinenſchau in dem
Trichinenſchaubezirke Annarode dem Trichinenſchauer
Stellvertreter Louis Böſel in Siebigerode übertragen.

Zum Trichinenſchauer Stellvertreter für den Trichinen
ſchaubeztrk Annarode ernenne ich hiermit den Trichinen
ſchauer F. Freund aus Wöllendorf.

Eis leben, den 12. Auguſt 1922.
Der

4 Mansfeld, den 27. Auguſt 1922.
Der Handrat. Becker

n e wenHümicääzu ten
rteige orsen und Leser sich stets auf die
der „Volksstimme“ zu beziehen.

Bekanntmachung.
Der Herr Miniſter für Wiſſenſchaft Kunſt und Volks

bildung hat als ſtaatliche Anerkennung für jubilierende
Geſangvereine drei künſtleriſche Gedenkblätter, für deren
Voerleihung folgendes gilt. geſtiftet:

1. Die Gedenkblätter werden an Männer-, Frauen
und gemiſchte Leſangvereine auf Antrag und nur aus An
aß des 50, 75 und 100 jährigen Vexeinsjubtläums verliehen.

2. Die Verleihung iſt nicht von der Verbindung eines
Geſangwettſtreites mit der Feier des Vereinsjubiläums ab-
hängig. Vorausſetzung iſt jedoch, daß der Verein ſich in
jahrelanger ernſter und erfolgreicher Arbeit überwiegend der
Pflege des Chorgeſanges und des deutſchen Volksliedes
gewidmet hat.

Der Herr Miniſter hat es den großen Sängerorganiſa-
tionen und zwar dem Deutſchen Sängerbund und dem
Deutſchen Arbeiterſängerbund überlaſſen, den ihnen ange
ſchloſſenen Vereinen zu beſcheinigen, „daß die an die Ver-
leihung der Blätter nach Ziffer 1 und 2 geknüpften Be
dingungen erfüllt find.“ Sache der jubilterenden Vereine
iſt es daher, vor Stellung ihres Antrages auf Verleihung
der ſtaatlichen Anerkennung ſich von ihrer Organiſation
eine entſprechende Beſcheinigung zu verſchoffen und mit
den Satzungen dem Antrage beizufügen. De Anträge ſind
von den Vereinen bei der Ortsbehörde zu ſtellen.

Die Verleihung der Gedenkblätter kann rückwirkend
an die Vereine erfolgen, die ſeit dem 11. Juni 1921 ihr
50-, 75- oder 100 jähriges Jubiläum gehabt haben.

WMansfeld, den 27. Juli 1922.
Der Landrat.

Beck er.

Stellen finden.

belbrnter SCchlosve,

(Blecharbeiter) geſucht.

Sachsse e Co.
Bugenhagenſtraße 12.

Kaufgeſuche Schuimappen
Ia Leder, billigſt

Hugo Arasemann,---kb----—m---
Prismonfeldstecher

u kaufen geſucht. Ang. unt en ezialGeE. 5508 a. Exped. d. Ztg. a r ſchäf

Wertriſchtes nanSehnürsenkel

Schuhkreme

Gummi-Absätze

kaufen Sie preiswert bei
Robd, Schmeisser

Gr. Märkerstr. 5.

RNXXX XPianinos
Nußbaum u. ſchwarz, aus nur
allerbeſtem Material empftehlt

zu billigen Preiſen

Abert Hotfmann,
Am Riebeckplatz.
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M mOberſchleſter überall!
Wer über die Vorgänge in der Heimat unterrichtet

ein will, der beſtelle bei der Poſt den

oberſchleſiſchen Wanderer
(Bezugspreis monatlich 40 MK.)

die älteſte und bei weitem verbreitetſte Tages

zeitung, das bewährteſte Anzeigenblatt Ober
ſchleſiens.

Wer Perſonal oder Stellung ſucht.
etwas kaufen oder verkaufen will,
wer Geſchäftsverbindungen im kauf-
kräftigen Oberſchleſien anknüpfen will

erreicht dieſes am ſchnellſten durch eine Anzeige im
„Wanderer“. Zurzeit werden von vielen Leuten, die das
polniſch werdende Gebiet verlaſſen wollen. neue Ezxiſtenzen
im Reiche geſucht. Wer ſein Grundſtück, Geſchäft, Fabrik,
Gaſtwirtſchaft oder Gut verkaufen will, erreicht dies mit
verblüffendem Erfolg durch eine Anzeige im

„Wanderer“, Gleiwitz.
Anzeigen für den Wanderer werden in der Geſchäfts

ſtelle der Volksſtimme“ ohne jeden Aufſchlag entgegen
genommen.

Die 29 mm Anzeigenzeile koſtet Mk. 5.

11134314334 I
Was koſtet Fleiſch??? 3

Seefiſche koſten nur
Goldbavſech ohne Kopf
Seelachks e e Pfd. 15.
Lengfiſch Pfd. 10.Schellfi ſet 9 Pfd. 18.Seehechst, kleinmittel. Pfd. 10.Sclolle, kleinmittel Pfd. 10.

Cabliaun ohne Kopf, Carbongaden,
Rotzunmnge. Ferner:

ger. Schellfiſch, ger. Goldbarſch,
ger. Seelacks ger. Seegal,ger. Speckflundern, Fettbücklinge.

Deutſchlands„Nordſeek“ rege Seefiſchhandel

Telefon 1274, 1275, 5904.

Vereins-Anzeiger
zur

Bekanntgabe ſämtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Harz 42/44. Fernruf 1611.
Ferner für die dem Allgem. deutſchen Gewerkſchafts-
dunde angeſchloſſenen Gewerkſchaften ſowie die
auf dem Boden der Arbeiterbewegung ſtehenden

geſelligen Vereine.

H Il 6 Reichsbund der Kriegsbeſchädig-e (I. ten, Kriegsteilnehmer u. Krieger
hinterbliebenen (Ortsgruppe Halle). Dienstag,
den 15. Auguſt, abds. 8 Uhr im Verſammlungslokal:
„Wilsdorfs Geſellſchaftshaus“, Karlſtraße 14,
Gemeinſame Mitgliederverſammlung. Wichtige
Tagesordnung, daher Erſcheinen aller Mitglieder un
bedingt notwendig. Mitgliedsbuch iſt als Ausweis
mitzubringen.

Zei Freitag, den 18. Auguſt, abends 8 Uhr,
„Gute Quelle“, Mitgliederverſamm-

lung. l. Vortrag über Städteordnung u. dte kommen-
den kommunalen Wahlen. II. Jugendbewegung. Zahl
reiches Erſcheinen erwartet Der Vorſtand.

Gäſte und Jugendliche herzlich willkommen.

G
Sehluss der Anzeigen- Annahme 9 Uhr.
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 14. Auguſt 1922.

Eile mit Weſſe.

Jm Juni gab das Finanzamt Halle-Stadt denfeni
denen auf das Jahr 1921 zuviel Einkommenſteuer adge-
knöpft worden war, bekannt, welcher Betrag ihnen zurück
rſtattet werde. Auf dem Beſcheid war ausdrücklich vermerkt:
„Dieſe Beträge ſind innerhalb vier Wochen nach Zu
ſtellung dieſes Steuerbeſcheids fällig.“ Zumeiſt handelt es
ſich um Steuerzahler, denen die Skeuern vom Dienſt oder
Arbeitseinkommen abgezogen worden waren, um Rentner
kleinere Beamte oder Angeſtellte und Arbeiter. Die zurück
zuzahlenden Beträge erreichten in einzelnen Fällen eine anſehn-
iche Höhe von Hunderten von Mark, die in dieſer Zeit einer

raſenden Teuerungswelle den Empfängern, die ohne Aus-
nahme weder Schieber noch Millionär ſind, recht willkommen
kamen. Als Zahlungsſtelle war die ſtädtiſche Steuerkaſſe,
athausſtr. 1, angegeben. Aber wer nach der feſtgeſetzten Zeit

bei der ſtädtiſchen Steuerkaſſe ſein Geld erheben wollte erhielt
die merkwürdige Auskunft, ſo weit ſei es noch nicht, der
Betrag werde ihnen in einigen Wochen zugeſtellt werden. Jm
Intereſſe der Benachteiligten iſt zu fragen, was die Auskunft,
s ſei noch nicht ſo weit, bedeuten ſoll. Das Geld iſt doch

vorhanden; der zu viel erhobene Steuerbetrag iſt feſtgeſetzt;
der endgültige Beſcheid iſt vor ſechs, acht Wochen ergangen.
Was gibt es da weiter zu tun, als den Betreffenden das Geld
öglichſt ſchnell zurüczuzahlen? Für Leute, die mit jeder Mark

rechnen müſſen, kommt auch der Zinsverluſt in Frage. Es
uß gefordert werden, daß das Finanzamt den ohnehin benach

eiligten Steuerzahlern ohne weiteren Zeitverluſt die Beträge
zurückzahlt, die ihnen zuſtehen.

de Berechnung der gemeindlichen Gewerbeſteuer.

Jn einer kleinen Anfrage des preußiſchen Landtagsabge-
ordneten Brunk wurde darauf hingewieſen, daß es für die
Gemeinden und die Gewerbeſteuerpflichtigen ein unhaltbarer
Zuſtand ſei, daß die Gemeinden auch nicht annähernd wüßten,
was ſie als Anteil von den Reichsſteuern erhalten. Die Folge
ſei eine übermäßige Anſpannung der Gewerbeſteuer. Einige
ßemeinden rechnen in ihrem Haushaltsplan immer noch mit
em Garantiebetrag des Aufkommens von 1919 plus 25
Das Staatsminiſterium wurde aufgefordert, den Gemeinden
imgehend mitzuteilen, mit welchen Beträgen ſie in dieſem
Jahre rechnen können. Dieſe kleine Anfrage wird, wie der
imtliche Preußifche Preſſedienſt mitteilt, vom Miniſter des
nnern und vom Finanzminiſter folgendermaßen beantwortet:

In dem oon uns an die Ober und Regierungspräſidenten
erichteten Runderlaß vom 24. Juli d. Js. 4. St. 898zw. 2 A 2 2653 welcher im nächſten Stück des Mini-
terialblattes für die innere Verwaltung zum Abdruck kommt,
ſt über die Höhe der in den Gemeinden aus der
teichseinkommen- Und Körperſchaftsſteuer zu-

gehenden Beträge u. a. ausgeführt.
Ferner wird angenommen werden können, daß die Ge-

Reinden und Gemeindeverbände mit einer Erhöhung des in
3 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuergeſetz

vom 13. Januar 1921 (G. S. S. für 1920) gewährleiſteten
Rindeſtbetrages zu rechnen in der Lage ſind.
So ſind bei dem bisherigen Abrechnungen für die Ge-

einden lediglich die Soll-Einnahmen für die ſtaatliche Ein
kommenſteuer nach dem Stichtage vom 31. März 1920 zu
zrunde gelegt, während, wie in unſerem Runderlaß vom 18.

März 1922 Berüchſichtigung finden ſoll (vergl. hierzu auch
mſeren Erlaß vom 26. Juni 1922), der nur die zunächſt er
olgten Ueberweiſungen auf Grund der e Feſtſtellungen
ür die Höhe der gewährleiſteten Mindeſtbeträge behandelt).

Sodann kann damit gerechnet werden, daß die Zuweiſungen
aus der Reichseinkommen und Körperſchaftsſteuer im Durch
chnitt für die Rechnungsjahre 1920, 1921 und 1922 die für
das Rechnungsjahr 1920 nach geſetzlichen Beſtimmungen ge-
T P eiſteten Mindeſtbeträge vorausſichtlich überſteigen
werden.

Nachdem der Reichsminiſter der Finanzen das Soll
ufkommen der Einkommenſteuer nach der Veranlagung für

1920 mit 28 Milliarden bekannt 83 hat, kann zur Zeit
nter Beachtung der gebotenen Vorſicht mit einem Jſtauf-

kommen an Einkommen und Körperſchaftsſteuer von insgeſamt
twa rund 80 Mikliarden Mark für die drei ge-

nannten Rechnungsjahre gerechnet werden. Es er-
cheint deshalb die Annahme berechtigt, daß die Gemeinden und
)eneindeverbände Preußens im Durchſchnitt des Staatsge-

bietes und bei der bisher getroffenen Regelung für jedes
dieſer drei Jahre ſtatt 185 00 durchſchnittlich 180 090 des
Steueraufkommens 1919 einſchließlich der durchſchnitt-

lichen Zuwendungen aus dem Ausgleichsſtocd erhalten werden.
Je nachdem die Gemeinden und Gemeindeverbände auf Zu
wendungen aus dem Ausgleichsſtock zu rechnen habeni, dürfte
ſich dieſer Satz entſprechend erhöhen oder ermäßigen, wobei
durchſchnittlich 150--160 v. H. die niedrigſte
kinſtellung bedeuten würde.
Es ſteht deshalb dem nichts im Wege, daß die hier

mitgeteilten Zahlen getrennt für die einzelnen Haushaltspläne
1920, 1921 und 1922 Verwertung finden, und daß zur Ent-
aſtung der Realſteuerpflichtigen der hierin liegende Ueberſchuß
Serücſichtigung findet.“

Durch vorſtehende Ausführungen werden die Gemeinden in
die Lage verſetzt, die ihnen aus der Reichseinkommen- und
Körperſchaftsſteuer zuſtehenden Beträge zu errechnen, was
vorausſichtlich zu einer weniger ſtarken Anſpannung der Ge
verbeſteuern führen wird.

Sollshochſchule.

Sitzung des Studienausſchufſes.

Unter reger Beteiligung wurde geſtern im Stadthaus
die Sitzung des Studienausſchuſſes abgehalten. Die Bewegung
er Volkshochſchule macht in Halle gute Fortſchritte,

was z. B. auch die ſteigende Zahl der Hörer beweiſt. Sie
hat ſich in dieſem SommerSemeſter um das Dreifaſche gegen
das vorige Jahr erhöht. Dabei iſt zu bedenken, daß der
Sommer für die Volkshochfchularbeit keine allzu günſtige
Jahreszeit iſt.
ſog den Verwaltungs und Studienausſchuß der Volks

erner die Stadtverordneten Borges, Med.Rat Bundt, Architekt
Wnauthe und Lehrer Wilke gewählt worden. Neu in den
Ftudienausſchuß eingetreten ſind: Geh. Rat Ziehen, Geh. Rat
Abderhalden, Prof. Lezius und 7 Vertreter der Hörerſchaft.
den Verwaltungsausſchuß ſind von den Hörern entſandt:
V. Stannebein und Goldſchmied Pabſt. Eine Reihe von
Sachverſtändigen, zu denen unker anderen die Gewerkſchafts

chule ſind Geh. Rat Finger, als Mitglied des Magiſtrats,

1. Beilage zur Volksftimme.
ſekretäre Wielepp, Müller und Heſſe, Direktor Könnecke, Kreis
ſchulrat Buſſe gehören, ergänzen den Studienausſchuß.

Der neue Arbeitsplan für das Semeſter Oktober
bis Dezember wurde von dem Vorſitzenden der Verſammlung,
Stadtſchulrat Dr. Truſchel und Univerſitäts-Lektor Dr. Witt-
ſack vorgelegt und von der Verſammlung angenommen. Er
enthält 30 verſchiedene Vortragsreihen und Kurſe aus den
verſchiedenſten Wiſſensgebieten. Für das kommende Semeſter
ſind als Dozenten gewonnen worden: Univ.-Prof. Dr. Men-
zer, Rektor Splett, Dr. Schütz, Univ.-Lektor Dr. Wittſack,
Stud.-Rat Franke, Priv.-Dozent Dr. Moſer, Priv.-Dozent
Dr. Gerſtenberger, Dr. Gieſau, Geh. Reg.-Rat Univ.-Prof.
Dr. Finger, Stud.-Rat Rühlemann, Prof. Dr. Lezius, Priv.
Dozent Dr. Mulertt, Univ.-Prof. Dr. Joerges, Arbeiter
ſekretär Grabow, Stud.-Rat Dr. Fritzſche, Geh. Reg.Rat
Univ.Prof. Dr. Abderhalden, Univ.-Prof. Dr. Japha, Me-
dizinalrat Dr. Kühnlein, Jng. Hoffmann, Lektor Dr. Conrad,
Turnwart Meyer, Dr. Franz Joeſt, Stud.-Rat Dr. Koch, Stud.
Rat Dr. Fleiſcher, Prof. Paul Thierſch, Direktor der Kunſt-
gewerbeſchule.

Geſpannte Situgtion im Hochbaugewerbe!

Drohender Kampf

AngeſtelltenHochbautarif für die Prov. Sachſen und den
Freiſtaat Anhalt.

Für die im mitteldeutſchen Hochbaugewerbe beſchäftigtenAngeſtellten beſteht augenblicklich eine kritiſche e Ver

langt man doch von ihnen, daß ſie noch jetzt mit den für den
Monat Mai abgeſchloſſenen Gehaltsſätzen auskommen
ſollen. Nachdem bereits im Juni auf Grund der ablehnen-
den Haltung des Arbeitgeber Verbandes das Tarifamt an
gerufen worden war, fällte dieſes am 6. Juli einen Schieds
ſpruch, welcher der beſtbezahlten Technikergruppe (ſelbſt
ſtändige Bauführer, Bauingenieure J ein Spitzengehalt
von 7900 M. für Verheiratete brachte. Dieſer Schiedsſpruch
mußte von den Angeſtellten als völlig unzureichend abgelehnt
und das Haupttarifamt angerufen werden. Jnzwiſchen hat
derſelbe Arbeitgeber Verband für das Hochbaugewerbe mit
den kaufmänniſchen Angeſtellten in freier Verein-
barung einen Abſchluß getätigt, welcher der Spitzengruppe
der kaufmänniſchen Angeſtellten ein Gehalt von 8780 M.
für den Monat Juli brachte. Mit dem TiefbauArbeitgeber-
Verband wurde auch für die techniſchen Angeſtellten eben
falls ein befriedigender Abſchluß getätigt. Man hätte an
nehmen müſſen, daß auf Grund dieſer Ergebniſſe auch der
HochbauArbeitgeberVerband, der lt. Schiedsſpruch im Mo
nat Juli den Maurern einen Stundenlohn von 35 M. zahlt,

Reviſion ſeines Standpunktes bereit geweſen wäre.
ber nichts davon. Jm Gegenteil erklärt uns jetzt der

Vorſitzende des Haupttarifamtes, daß es den Arbeit-
geber- Beiſitzern desſelben nicht möglich ſei, vor dem
25. Auguſt über die Tarifſtreitigkeit des hieſigen Bezirkes
zu entſcheiden. Das bedeutet alſo, daß auch am I. September
für die techniſchen Angeſtellten nochmals die Mai-Gehälter
zur Auszahlung gelangen.

Das zu verlangen, iſt ein Unding. Die Geduld der
Techniker iſt am Ende und hat ſich der Arbeitgeber-Verband
alle weiteren Folgen ſelbſt zuzuſchreiben, ſollten die Ver-
handlungen nicht bis Mitte Auguſt beendigt ſein.

Urahſtimmung der Halliſchen Gemeindegrbeiter

ſür den Streik!
Unioniſtiſche Mache.

Am Sonntag vormittag 10 Uhr tagten die Gemeindearbeiter
der Stadt Halle in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, um n zur
nehmen zum Schiedsſpruch, der vom J t chuß
Berlin über die Löhne der Stadt Halle für den Monat Auguſt ge
fällt war. Die Verſammlung, die einberufen war für die frei-
gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter, deren Organiſationen ja
nur allein als Tarifkontrahenten in Frage kommen, war durch
ſetzt von unioniſtiſchen Zerſtörern, die einmal wieder an der Not
der Arbeiterſchaft ihr Schäfchen ins Trockne führen wollten. Man
hätte es noch einigermaßen verſtanden, wenn einzelne Perſonen
der Unon in Anbetracht der krdtiſchen Verhältniſſe mit den Tarif-
kontrahenten Fühlung genommen hätten und zu dieſem Zweck in
der Verſammlung erſchienen wären. Aber daß die Union nur
gekommen war, um einmal wieder die gefährliche Situation für
ihre Aktionen auszunützen, bewies, daß ſie ihre geſamten Mit-
lieder, die ſie in Halle hat, und die ſich zuſammenſetzt aus allen

Jnduſtriezweigen, die wenigſten waren Gemeindearberter, in die
Verſammlung dirigiert hatte, um dort das große Wort zu führen.

Der Kollege Flücht, der die halliſchen Gemeindearbeiter vor
dem Zentralausſchuß in Berlin vertreten hatte lehnte es vor Be
ginn der Verſammlung ab, in irgendeine Diskuſſion oder Be-
richterſtattung einzutreten, ehe nicht die Unioniſten den Saall ver
laſſen hätten. Dieſe Aufforderung, den Saal zu verlaſſen, lehnten
die Unioniſten ab, und ſie verſuchten, das überfüllte Haus gegen
den Kollegen Flücht aufzuhetzen. Der Angeſtellte der Union,
Hertel, wie auch der Arbeiter des Schlachthofes, Japp, putſch
ten mit allen Schlagworten und Phraſen die Verſammlung auf,
um letzten Endes als Union einen Vorteil zu haben.

Flücht ließ ſich aber trotz der Drohungen und tätlichen An
griffe nicht beirren und lehnte auch weiterhin ab, mit dieſen plan-

Zerſtörern der halliſchen Arbeiterſchaft in irgenderner
Form und Weiſe zu verhandeln.

Um nun aber doch in Anbetracht der verſchärften Lage, die

durch den der h in z Miedsſpruch hervorgerufen war, ein Reſultat zu erzielen fordertet die Betriebsräte der freigewerkſchaftlichen
Organiſationen auf, mit ihm im oberen kleinen Saal die Lage zu
beraten

Währenddem nun die Betriebsräte in eine ſachliche Diskuſ
ſion über den Bericht, den der Kollege Flücht gab, eintraten und
das Angebot bzw. den Schiedsſpruch genau abwägten und prüften,
wurde unten im Saal ein Bureau unter der Leitung Japps
gewählt, und der Allerweltsmann Hertel ſchwadronierte vom
Nieder mit dem Kapitalismus! und Auf zu den Aktionen!
Sie verſuchten die Notlage der halliſchen Arbeiterſchaft zur Söede
hitze zu ſteigern und ihnen einmal wieder den Verrat der freien
Gewe ften vor Augen zu führen. WNach reiflicher Ueberlegung lehnten unterdeſſen die Betriebs-
räte, Betriebsvertrauensleute und die ſonſtigen verantwortlichen
Funktionäre den Schiedsſpruch einſtimmig ab. Nachſtehende Reſo
lution wurde angenommen Aupt Vetrieherg

„Die am Sonntag, dem 13. t, tagenden Betriebsräte,
iſſion, Betriebsvertrauensleute und Funktivnäre der

ſtädtiſchen Arbeiterſchaft, lehnen das Ergebnis der Lohnver
handlungen als auch den Schiedsſpruch des Zentralausſchuſſes
in Berlin ab.

Sie beauftragt ihre Vertreter im Jntereſſe des Wirtſchafts
friedens, ſofort neu ungen aufzunehmen. und er-e

wartet von ſeiten des Arbeitgeberverbandes und des Magiſtrats,
ſie in gleicher Weiſe wie die Arbeiterſchaft die Hand zumn bietet. 4
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Es wurde dann weit beſchloſſen, am heutigen Montag inallen Betrieben eine in vorzunehmen, um den ein

glöedern Gelegenheit zu geben, ſelbſt über das Angebot, welches
noch keine 30 Proz. ausmacht. zu urteilen. Sollten die Mit

lieder bis heute abend ebenfalls den Schiedsſpruch ablehnen und
is dahin der Magiſtrat bzw. der Arbeitgeberverband ken ande

res Entgegenkommen gezeigt haben. ſo bleibt leider den halliſchen
Gemeindearbeitern nichts anderes übrig als an die halliſche Be
völkerung zu appellieren, um mit ihnen durchzuhalten, da ſie bei
den heutigen Löhnen geradezu verhungern müſſen.

Das proletariſche Klaſſenrecht in kommuniſtiſcher

Beleuchtung.

Verteidigung der Moskauer Mörderjuſtiz.
Die Kommuniſten hatten Sonntag vormittag nach dem

Volkspark eingeladen, wo ſich Klara Zetkin produzieren
ſollte. Auf dieſen Schwindel waren natürlich einige tauſend,
leider immer noch den kommuniſtiſchen Maulhelden nach-
laufende Arbeiter, hineingefallen. Klara Zetkin war natür
lich nicht erſchienen, was jeder vernünftige Menſch vorher
wußte, da die Zetkin für heute, Montag, ſeit Mittwoch
voriger Woche in Berlin als Rednerin vorgeſehen und die
alte erſchöpfte Frau kaum noch den Anforderungen eines
einzigen Referats in der Woche gewachſen iſt. Dafür hatte
man ſich für Halle einen Mann mit phänomenal unge-
ſchlachtem Mundwerk beſorgt, der dem verdutzt dreinſchauen-
den Publikum erzählte, daß die Todesurteile gegen die So-
zialrevolutionäre folgendermaßen zu verſtehen ſeien: Jn
Rußland gebe es ein proletariſches Klaſſenrecht. Nach dieſem
Recht wird beiſpielsweiſe nicht derjenige beſtraft, der ſtiehlt,
ſondern der Führer derjenigen Klaſſe, der der Spitzbube
entſtammt. Auf dieſe Weiſe ſeien die Sozialrevolutionäre
zu ihrem Todesurteil gekommen. Wenn es in Deutſchland
ein proletariſches Klaſſenrecht gäbe, dann würden Ebert und
Scheidemann und ihre Geſinnungsfreunde in führender Stel-
lung erſchoſſen werden. Als die Zuhörer dieſen fetten Kohl,
den auch der kräftigſte Magen nicht verdauen kann, genoſſen
hatten, wurden ihre Geſichter immer länger. Mit ſtoiſchem
„Unverſtand“ ließ man die Brühe an ſich abgleiten. Doch
die ernſte Seite der Angelegenheit beſteht darin, daß ſich in
einem Jnduſtrie- Zentrum immer noch ein Saal voll Ar-
beiter bereit findet, zwei Stunden lang ſolche Jdiotismen
herunterzuſchlucken.

Wie lange noch?
Die Halliſchen Rennen.

Ueber 100 Pferde anweſend. Stärkſte Beſucherzahl ſeit Beſtehey
der Rennbahn. Rund 11 Millionen Mark TotoUmſatz.

Das zweitägige Meeting des Sächſiſch-thüringiſchen Renn-
und Pferdezuchtvereins brachte dem Veranſtalter einen Erfolg,
wie er ihn ſeit der Gründung der hieſigen Rennbahn noch nicht
zu verzeichnen hatte. Waren doch über 100 Pferde anweſend,
ſo war es leicht verſtändlich, daß auch die Beſucherzahl eine
beträchtliche Höhe erreichte. Groß waren die Anforderungen,
die an die Totos geſtellt wurden, aber glänzende Arbeit wurde
eleiſtet, ſo daß alles glatt erledigt werden konnte. Dies ſei zurEhre des veranſtaltenden Vereins geſagt. Am Sonnabend war

das Hauptereignis der Preis von Altefelde, welchen der Stall
Lewin mit Alamund glatt gewann. Der Sonntag brachte gleich
im erſten Rennen eine Ueberraſchung, indem Flamingo den Preis
vom Petersberg gewann; der Toto zahlte ſeinen Anhängern das
33fache Geld. Zum Hauptereignis des Tages, der Preis von
Thüringen, ſtellten ſich 12 Zweijährige. Das meiſte Vertrauen
trug die Stute Forelle, die aber ſchlecht vom Start abham..
Cea, die ſich ſofort einen Vorſprung geſichert hatte, konnte dieſen
dann auch halten und gewann den wertvollen Preis. k.

Nachſtehend folgen die näheren Ergebniſſe:

Sonnabend, den 12. Auguſt.
J. Preis von Lauchſtädt (2000 Meter): 1. Civiliſt,

2. Räuberhauptmann, 3. Sankt Martin. Sieg 12, Platz 12, 13:10.
Ferner liefen Scinte Saphora, Parſimoria, Midham.
II. Jmmergrün- Rennen ((1000 Meter): 1. Leuchtfeuer,
2. Florée, 3. Giramete. Sieg 55, Platz 22, 14, 22:10. Ferner
liefen: Glicinie, Jnterim, Vale, Thusnelda II, Lady Shimmy,
Schnepfe, Dida, Sodo, Trutz. III. Mansfelder Hürden-
Rennen (2800 Meter): 1. Eichwald, 2. Hexenmeiſter, 3. Vitznau.
Sieg 27, Platz 13, 12:10. Ferner liefen: Raſpoutin, Poeſie,
Rabenlocke. IV. Preis von Altefelde (1200 Meter):
1. Alamund, 2. Alarid, 3. Teufelsroſe. Sieg 65, Platz 23, 30,
24:10. Ferner liefen: Bernried, Ekkehard Sennerin, Favorita,
Landratte, Paſſage, Penholder, Panje, Flittergold. V. Ernte-
Jagdrennen (4000 Meter): 1. Tilly, 2. Frei. Sieg 35, Platz
23, 39:10. Ferner liefen: Flandern, Feuerbach. VI. Preis
von Anhalt (3500 Meter): 1. Etzel, 2. Napi, 3. Kiek in die
Welt. Sieg 31, Platz 17, 17:10. Ferner liefen: Primadonna.
Lippold. VII. Kornblumen- Rennen (1600 Meter):
1. Palinur, 2. Berliner, 3. Kleingeld. Sieg 30, Platz 21, 33,
211:10. Ferner liefen 12 Pferde.

Äonntag, den 13. Augufſt.
J. Preis von Petersdorf (2600 Meter): 1. Flamingo,

2. Civiliſt, 3. Räuperhauptmann. Sieg 331, Platz 70, 19, 21:10
Ferner liefen: Otello, Gallipoli, Parſimonia, Hagelſchlag, Lands
mann. II. Hoffnungs-Preis (1400 Meter): 1. Lämmer
geier, 2, Youg Star, 3. Gefion. Sieg 19, Platz 14, 34, 31:10.
Ferner liefen: Kleingeld, Bernried, Paſſage, Penholder, Gebalind,
Mrs. Bunch. III. Jünger-Hürden- Rennen (2600
Meter): 1. Maſſary, 2. Lotr, 3. Cigariſta. Sieg 21, Platz
15:10. Ferner liefen: Flora, Nordſee, Jmporte. IV. Preis
von Thüringen (1200 Meter): 1. Cea, 2. Eigilbert,
3. Fataliſt. Sieg 63, Platz 22, 25, 84:10. Ferner liefen Röschen,
Granate, Forelle, Jmmer voran, Orchis, Kingrivalin.

V. DamenjpreisJagdrennen (3200 Meter):
1. Primadonna, 2. Flandern, 3. Panje. Sieg 55, Platz 15, 12:10
Ferner liefen: Malacara. VI. Trothaer Jagdrennen
(4000 Meter): 1. Penditö, 2. Gero, 3. Etzel. Sieg 30. Platz 15,
27. 23:10. Ferner liefen: Feuerbach, Midham, Tilly, Putnick.
VII. Graditz- Rennen (1600 Meter): 1. Eichwald.
2. Palinur, 3. Lobredner. Sieg 20, Platz 14, 20, 20:10. Ferner
liefen: Saloniki, Roſperga, Vitznau, Wilita, Bregoſtan, Aus-
erwählte.

Arbeiter-Jugend. Morgen abend 7 Uhr Sitzung des Bezirks
vorſtandes im Jugendheim.

Philharmonie. Die bisherigen Mitglieder haben von ihrem
Bezugsrecht weitgehend Gebrauch gemacht. Nur ein kleiner Teil
der neuangemeldeten Mitglieder kann deshalb Plätze für die
Abendkonzerte (verſtärktes Stadttheater- Orcheſter unter Leitung
von Dr. Georg Göhler und Generalmuſikdirektor Profeſſor
Abendroth) erhalten. Soweit Beſtellungen berückſichtigt
werden konnten, wird durch Poſtkarte Nachricht gegeben.

Bureaukratiſches Schildbürgerſtückchen. Jn Nr. 13 der
„Städtereinigung“, Zentralblatt für kommumalesReimigungsweſen,' wird in den Bericht über die Fach
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ausſtellung fſar Städtereinigunges- und Fuhrweſen, 27.
bis 31. Mai in Duüſſeldorf, der Bureaukratie ein ver-
nichtendes Urteil gefällt. Es heißt da unter anderen
Der Jnduſteie dürfen keine unnötigen Hinderniſſe
in den Weg gelegt werden. Der Fall, daß ein induſtrielles
Werk eine Maſchine betriebsfertig mit Betriebsſtoff zur Ver-
rügung ſtellt und dann nach monatelangem Schriftwechſel
aus bureaukratiſchen Verfilzungsbedenken die Maſchine
verkommt, verdient, daß der Schuldige unter den Müll
gemiſcht und kompoſtiert wird, damit er wenigſtens noch zu
etwas nutzbar gemacht wird.

Unter falſcher Flagge. Beiin Pferderennen am 12. und
13. Auguſt wurden durch hieſige Kriminalbeamte auf der Renn-
bahn 2 hieſige und 6 auswärtige Buchmacher bei der Ausübung
ihres unerlaubten Gewerbes betroffen und feſtgenommen.
142 000 Mark Wettgelder wurden beſchlagnahmt.

50 000 Mark Belohnung. Seit 14. Mai wird der ſchwediſche
Staatsangehörige Eskil Arnold Söderlund vermißt. Er iſt
19 Jahre alt, etwas über mittelgroß. blond, Geſichtsfarbe unrein,
pickelig und hafte die Gewohnheit, den Mund offen zu halten.
Kleidung: entweder bräunlicher Saccoanzug mit helleren Streifen
vder dunklere geſtreifte Hoſe, ſchwarzer weicher Hut. S. hatte eine
ſilberne Uhr mit Goldrand, Fabrikmarke Zenith, mit Reparatur-
nummer 20377 bei ſich Für das Auffinden der Uhr iſt eine
beſondere Belohnung von 5000 Mark ausgeſetzt, für die Ermitt-
lung des Vermißten, ab tot oder lebend, 50 000 Mark. Mit-
teilungen erbittet die Kriminalpolizei nach Zimmer 36.,

Lehrgang für Kriminalkommiſſaranwärter. Vom 25. Sept.
d. Js. ab ſoll an der höheren Polizeiſchule in Eiche ein drei-
monatiger Lehrgang für Kriwinalkommiſſaranwärter abgehalten
werden.

Vorausſichtliches Wetter am 15. 8. (Dien s t a g): Abwechſelnd
heiter und wolkig, Regenſchauer, windig, etwas kühl.16. 8. (Mitt-
woch): Zunächſt zeitweiſe heiter, etwas kühl, trocken. Später
erneut trüber, Regen, etwas wärmer. Strichweiſe Gewitter.

Aus der Provinz.
An unſere Poſtbezieher!

Der heutigen Auflage liegt für unſere Poſtbezieher
eine Zahlkarte bei, die Bezug auf die leider durch die ſich über-
Atzenden Preisverhältniſſe notwendig erweiſende nachträgliche
Srhshung des Abonnementspreiſes nimmt.

Es iſt leider nicht mehr möglich, auf längere Friſt angemeldete
Abonnementspreiſe aufrechtzuerhalten.

Der Appell an die Einſicht der a wird a s dieſer
m die Jeitungen ſchwierigen Verhältniſſe nicht wirkungslos ver
zallen.

Alle anderen Leſer erhalten dieſe mit Wirkung vom 15. Auguſt
betr. Nachzahlungsaufforderung für das laufende Abonnement in
R 77 6 Mark in den nächſten Tagen durch die Zeitungsboten
zugeſtellt.

Die Rot der Kleinbahnangeſtellten in der Provinz Sachſen.

Von ſeiten der Angeſtellten der Privateiſenbahnen der
Provinz Sachſen wird uns zum Artikel in der „Volksſtimme“
vom 31. Juli geſchrieben: Die Angeſtellten ſind dem Landes-
hauptmann der Provinz Sachſen unterſtellt; jede Kleinbahn
hat ſeinen Aufſichtsrat und ſeinen Vorſtand. Die Angeſtell-
ten erhalten 90 Prozent der Reichsbeſoldung, weil die Herren
vom Aufſichtsrat und Vorſtand feſtgeſtellt haben, daß die
Bahnen nicht leiſtungsfähig ſind und ſomit die volle Reichs
beſoldung an die Angeſtellten nicht gezahlt werden kann. Hat
gaun der Artikel vom 31. Juli gezeigt, wo die Gelder der
Bahnen hingehen und wo die Herren ſitzen, die die Klein
bahnen als melkende Kuh benutzen, ſo kann wohl fein ver
günftig denkender Menſch noch ſagen, die Bahnen ſeien nicht
leiftungsfähig. Kurioſerweiſe iſt dabei feſtgeſtellt, wie die
Bahnen aber für die Herren Betriebsdirektoren ſowie für
die Herren Landesrat Roſcher, Ohlendorff, Haſenmeyer und
Genoſſen leiſtungsfähig ſind. Die Herren ſtecken ſich die volle
Reichsbeſoldung in ihre Taſchen. (An der Quelle ſitzt der
Knabe.) Den Angeſtellten der Bahnen iſt jede Neben-
beſchäftigung unterſagt, der Herr Roſcher bezieht ſein Ge-
halt als Landesrat, der Herr Ohlendorff als Landes-
baurat i. V., der Herr Haſenmeyer als Landesklein-
bahndirektor; alle drei Herren ſind gleichzeitig, der erſtere im
Aufſichtsrat, der zweite und dritte im Vorſtand bei den ca.
?5 Kleinbahnen tätig. Die „Nebeneinnahmen“ erſehen wir
rus dem Artikel der „Volksſtimme“ vom 31. Juli.

Angeſichts dieſer teuren Verwaltungsmaſchine iſt es nicht
zur begreiflich, wenn die Angeſtellten darüber zur berechtig-
ten Kritik übergehen, es iſt ſogar zwingende Pflicht der maß
gebenden Stellen, dieſe Angelegenheit zu unterſuchen und zu
prüfen. Es ſcheinen da noch Faktoren am Werke zu ſein, die
auf der einen Seite den zu allem bereiten unterwürfigen
Biedermann markieren und auf der anderen Seite den „Ge-
riſſenen“ in allen Formen machen. Jedenfalls muß ein ge
ordneter Geſchäftsbetrieb Platz greifen, da es ſelbſtverſtänd-
lich, wenn die Dinge, wie geſchildert, liegen, höchſte Zeit wird,
gründlich einmal zu lüften. Wo bleibt denn das Vertrauen
der Angeſtellten zum Unternehmer.

Der Landeshauptmann hat immer noch das Wort.

Merſeburg. Genoſſe Hörſing ſpricht! Am Frei-
tag., den 18. Auguſt, findet eine außerordentliche Mit glieder-
vperſammlung ſtatt. Der Genoſſe Hörſing- Magdeburg
wird über das Thema: Einſt und Jetzt reden. Auch die Genoſſen
aus der Umgebung machen wir auf dieſe wichtige Verſammlung
e ham. Agitiere jede Genoſſin und jeder Genoſſe für guten
Beſuch.

Merſeburg. Ein jugendlicher Hochſtapler. Um
etwa 50 000 Mark hat in den letzten Tagen ein junger Menſch
hieſige Geſchäftsleute geprellt. Jm Namen ſeines Vaters hatte
er vorher einige Firmen angerufen. Da es ſich um einen Kunden
handelte, glaubte man in allen Geſchäften, daß der Vater ſeinem
Sohne, der eben ein Examen glücklich beſtanden hobe, ein größeres
Geſchenk machen wolle. Arglos wurden dem unmündigen Sohne
Wertgegenſtände und Konfektionsſtücke ausgehändigt, die z. T.
den Wert von 10 000 Mark überſchritten. Die Sache hat ſich dann
ſehr bald als Schwindel herausgeſtellt. Auf eine Anfrage im
väterlichen Hauſe mußte man dort nämlich die Erfahrung machen,
daß der Sohn ſeit Wochen nicht mehr im Hauſe ſei. Wo er ſich
augenblicklich aufhält, iſt noch unbekannt.

Weißenfels. Konſumvereins-BVezirksverfamm-
l un g. Am Mittwoch findet abends 8 Uhr für die Verkaufsſtelle
in der Sagaleſtraße die Bezirksverſammlung ſtatt, und zwar
im Kloſtergarten. Bei der Wichtigkeit der Tagesordnung ſind
PMätglieder und Nichtmitglieder dazu eingeladen. Außer einem
Vertrag ſteht die Ergänzungswahl zum Genoſſenſchaftsrat und die
Wahl zur Hausfrauengilde auf der Tagesordnung.

Naumburg. Das größte Turn und Sportfeſt, das
je die Welt geſehen hat, iſt vorüber. Es wird in der Geſchichte
der Leibesübungen nicht nur als das größte, ſondern auch als das
ſchönſte aller bisherigen Turnfeſte weiterleben. Jedem Sport-
zenoſſen. Partei und Gewekſchaftsgenoſſen iſt am Dienstag, den
15. bis Donnerstag, den 17. d. Mts. Gelegeneit geboten, das Feſt
im Bilde vor Augen im Schwanentheater zu ſehen und ſollte keinerdieſe günſtige Gelegenheit verſäumen, a unſeren Kindern in
Nachmittagsvorſtellungen Gelegenheit geboten dieſes ſchöne Feſt
vor Augen zu haben.

Der LandwirrEisleden. Biutiger UeperfallAlbert Ohme im beng barten ter darf van
Paſſanten bewußtlos und mit mehreren Wunden aufgefunde
und in ſeine r Vor Rähere Angaden ſind zurzeit
noch nicht bekannt, doch liegt die Vermutung nahe, daß er der
fallen worden iſt.

Eisleben. Die Höchſtgeſchwindigkeit von Kraft.
fahrzeugen, deren Geſamtgewicht 5,5 Tonnen überſteigt, darf
innerhalb der bebauten Siadtlagen Eisleben 10 Kilometer in der
Stunde nicht überſteigen. Das iſt durch eine Polizeiverordnung
des Regierungspräſidenten im Amtsbiatt am 4. Juli 1922 ange
ordnet worden. Solche Kraftwagen dürfen alſo die Geſchwind p.
keit eines gemächlichen Radfahrers nicht überſchreiten. Den viel
fach geäußerten Wünſchen, daß die Häuſer vor den Erſchütterungen
der Laſtfahrzeuge geſchützt werden möächten, iſt damit Rechnung ge
tragen worden.

Bitterfeld. Fahrradmarder. Am hellen Tage wurde
aus dem Flure des »Amtsgerichts ein Herrenrad entführt.
Ferner holte man nachts aus einem unverſchloſſenen Stalle
ein Fahrrad.

Jeßnitz. Empfindlicher Verluſt. Von einer für
die hieſigen Fleiſcher aus Magdeburg ankommenden Bahn-
ladung Schlachtſchweinen war unterwegs ein großes Tier am
Rotlauf verendet. Das fette Borſtenvieh, welches ein Ge
wicht von mehr als zwei Zentner hatte, wurde durch den
Kochſtedter Abdeder abgeholt. Der Schaden beläuft ſich auf
ungefähr 15 000 Mark.

Bobbau b. Jeßnitz. Straßenverbeſſerung. Auf
der Kreislandſtraße, welche von hier nach Gut Steinfurth und
dem Dorfe Wolfen führt, ſind ſoeben die Arbeiten zur Aus
beſſerung es Bruchſteinpflaſters der Teilſtrecke bis zum Jeß-
nitzer Weges ſeitens der Deſſauer Kreisverwaltung in Angriff
genommen worden. Das letztere Verbindungsſtück, welches in
die Kreishauptſtraße Jeßnitz-Deſſau mündet, ſoll danach an
die Reihe kommen.

Raguhn. Schulfahrt. Der hieſige Lehrer Köttnitz
unternahm mit einer kleinen Zahl von Schülern und Schüler-
innen der oberen gehobenen Schulklaſſen eine ſechstägige Reiſe
durch das thüringer Land (Jena, Eiſenach uſw.). Die Reiſe-
und Verpflegungskoſten betrugen für jedes Kind 250 Mark.

Liebenwerda. Die Arbeiter-Jugend ſoll nun Wahr-
heit werden. Am Mittwoch, den 16. Auguſt, findet in der „Kaiſerkrone“ eine öffentliche e Il ſtatt, in
der Gen. Wort- Halle über „Weſen und Ziele der Arbeiter-
jugend“ ſprechen wird. Jm Anſchluß daran ſoll die Gründung
einer Ortsgruppe erfolgen. Heil!

Wirtſchaft.
Heutiger Stand des Dollars 805.

Der Dollar am Sonntag.
Der Wert der deutſchen Mark betrug am Freitag abend in Amerika

etwa 0,53 Friedenspfennig. Das entſpricht einer Dollarbewertung von
etwa 800 Geldkurs, während der Dollar am Freitag in Berlin amtlich
868 Geldkurs notierte.

Teuerung und Vaugewerbe.
Einſtellung der Bautätigkeit durch die Induſtrie

Durch die gewaltige Verteuerung der Rohſtoffe wird bereits das
Baugewerbe in Mitleidenſchaft gezogen, obwohl doch alles andere als
ein Ueberſchuß an Bauten vorhanden iſt. „Angeſichts der gewaltigen
Preisſteigerungen werden“, ſo berichtet die „Bauwelt“, „viele Bau
aufträge zurückgezogen. Die Folge davon iſt, daß ſich die
Nachfrage nach Bauſtoffen vermindet. Selbſt große Jnduſtrie-
firmen erklären, daß ſie die Fortführung der Bauten infolge der
Teuerung nicht bewerkſtelligen können und laſſen die Arbeiten nur
inſoweit fortſetzen, wie es zur Erhaltung des Baues notwendig iſt. Aus
Hamburg wird gemeldet, daß die Aufſtockung von Bank-
gebäuden aufgegeben worden iſt. Damit tun ſie dasſelbe, was
auch der Staat und die Gemeinden tun, ſie beſchränken ſich im beſten Fall
auf die Fortführung und Fertigſtellung bereits ſeit längerer Zeit be
gonnener Bauten und ſchieben die Ausführung von Bauten, die jetzt noch
hergeſtellt werden ſollten, auf eine gelegenere Zeit. Eine Neuerſcheinung
und ein Zeichen der Zeit ſind Angebote von Steinen, die aus bereits
an gefangenen Bauten heraus gebrochen werden, deren
Fertigſtellung der plötzliche Preisauftrieb verhindert hat. Dieſe ſchon ein
mal verwendeten Steine ſind zwar nicht viel billiger als neue, weil der
Verkäufer ſich noch den Maurerlohn berechnen muß und zu einer an ſich
ſehr bedauerlichen Zerſtörung von werdenden Unterkunftsräumen nur
entſchließt, wenn der Preis ihm einen Anreiz zu einem ſolchen Vorgehen
vietet. Für den Käufer haben ſolche Angebote den Vorteil, daß er mit
feſten Preiſen rechnen kann, während er, wenn er ab Werk kauft, ſich mit
gleitenden Preiſen einverſtanden erklären muß.“ Aus dieſen Dar
legungen des Fachblattes geht hervor, daß die Verteuerung der Bau
ſtoffe in erſter Linie an der Stockung im Baugewerbe die Schuld trägt.
Das Gerede von den „zu hohen“ Bauarbeiter löhnen wird dadurch
Lügen geſtraft. Die Lage des Baumarktes erfordert im Hinblick auf die
noch immer beſtehende Wohnungsnot die größte Aufmerkfamkeit der zu
ſtändigen Stellen. Ein Einſchreiten gegen den Bauſtoffwucher erſcheint
unerläßlich.

Gewerhkſchaftliches.
Wilhelm Klein F.

Am 3. Auguſt verſtarb der langjährige Haupttaſſierer
des Zentralverbandes der Maſchiniſten und Heizer,
Genoſſe Wilhelm Klein, am Gehirnſchlag im Älter von
66 Jahren. Er war eines der älteſten Mitglieder der Or-
ganiſation. Schon im Jahre 1887 trat er dem Fachverein
in Berlin bei und nahm hervorragenden Anteil daran, die
Fachvereine zu einer Zentralorganiſation zuſammenzuſchlie-
ßen. Seit der Gründung des Verbandes der Maſchiniſten
und Heizer, die im Jahre 1892 erfolgte, war Klein eifrig am
Aufbau der Organiſation tätig. 23 Jahre war Genoſſe Klein
Kaſſierer der Hauptkaſſe. Jm Sommer vorigen Jahres
mußte er einer Nervenheilanſtalt zugeführt werden; dort iſt
er auch vor wenigen Tagen verſtorben.

Der Sozialdemokratiſchen Partei gehörte Klein ſeit dem
Jahre 1899 an. Auch dort hat er ſtets ſeinen Mann ge
ſtanden. Die r m konnte ihn zu einemeifrig tätigen Mitglied zählen. Der Tod hat den Genoſſen
Klein von einem ſchrecklichen Leiden erlöſt, das er ſich durch
die zermürbende Tätigkeit in der Arbeiterbewegung zuge
zogen hatte. Ehre ſeinem Andenken!

ine Entſchließung der Bergarbeiter zur Brennſtoffan der deihden Induſtrie. of
Bochum, 13. Auguſt. Hier fand geſtern eine Revier-

konferen z des Verbandes der Bergarbeiter Deutſchlands
ſtatt, die in einer r ur gegenwärtigen Brennſtoffverſorgung Stellung nahm. n der Entſchließung
heißt es u. a.: Die Konferenz beauftragt den Verbandsvor
ſitzenden, ſofort mit den zuſtändigen Stellen Ver-

handlungen einzuleiten. um den aus der Kohlennot

entſtehenden weſahren zu degegnen. Der durch zie Gebter
deutſchen Steinottenſorhtrung gefährde die ge

ſamte deutſche Induſtrie guſs ſchwerſte, Die Aurechterhaltun M Spaabkommen aufgobürde
ten erſt ung zu einer ungeheuren Steinkohlenlieferun
an die Entente müſſe den vollſtändigen Zuſammenbruch de
deutſchen Jnduſtrie und damit der europäiſchen Wirtſchaſt
hervorrufen.

Donnerztg der neuen Lohn und Sehaltz-
ne mit der Relchsregierung.

Die ſechs Spitzenorganiſationen ſind am Same
tag bei der Reichsregierung wegen Einleitung neuer
Lohn- und Gehaltsver handlungen porſtelljg
geworden. Die Reichsregierung hat ſich zu neuen Verhand
lungen bereit erklärt. Vorausſichtlich beginnen die Be
prechungen bereits am Don nersta vormittags 10 Uhr
m Reichsfinanzminiſterium. Die pitjenorganiſationen

werden kommenden Woche entſprechend der Ent,
wertung der Mark ihre endgültigen Forderungen formu,
lieren.

Die praktiſche Rächſtenliehe der Bergarbeiter

und die reaktionäre Preſſe.
Jedesmal, wenn die deutſchen Arbefter ihren Klaſſen

genoſſen im Ausland durch finanzielle Unterſtützungen
in v ihre Solidarität beweiſen gerät die reat.
tionäre Preſſe in Zorn. Sie glaubt, recht geiſtreich zu ſein, wenn
ſie an Hand derartiger Hilf en einen Maßſtab für die Not
lage der deutſchen Arbeiterſchaft nimmt, um dann zu behaupten,
die Not ſei gar nicht ſo groß, oder beſtehe überhaupt nicht. Dieſes
Geſchrei haben wir gehört, als im vorigen Jahre die deutſchen
Berg arbeiter ihren ſtreikenden Kameraden in
England einige Millionen ſchickten und eben jetzt ertönt das
elbe Geſchrei wieder aus dem regaktionären Preſſewald, weil died nale der Bergarbeiter beſchloſſen hat,

die ſtreikenden amerikaniſchen Kameraden mit 10 009 Pfund Ster
ling zu unterſtügen. Faſt 35 Millionen werde die e Berg
arbeiterinternationale nach Amerika ſchicken, die deut e Berg
arbeiterſchaft habe ſich daran mit einem „erheblichen“ Beitrag zu
beteiligen. Ds ſei r man „dadurch etwaWeſentliches von dem, was beabſichtigt wird“, nicht erreichen
werde.

Es iſt richtig, daß die Bergarbeiter dieſen chluß gefaßt
haben, aber doch ſo, daß die Sektion tens mit
einem Zehntel dieſer Summe, das ſind 35 Millkonen, be
laſtet wird. Jeder Bergarbeiter, der dem Deutſchen Vergarbeiter-
verband angehört, wird alſo einmal ganze 7 Mark für ſeine
amerikaniſchen Kameraden opfern. Aber es kommt weder auf
den Geldeswert noch darauf an, was durch das Opfer erreicht wird

Den Kameraden nach beſten Kräften zu helfen, das iſt der
weck, den allerdings die Kapitaliſten nicht begreifen können.
ie verſtehen nicht, wie ein Arbeiter, der ſchwer mit dem Leben

zu kämpfen hat, noch Geld dafür übrig hat, andere zu unter
ſtützen. während ihnen, die im Golde ſchwimmen, nicht einfällt,
ein ähnliches Opfer für Zpngernye zu bringen. Die große, all
umfaſſende Liebe, die den Arbeiter beſeelt, die fehlt den
Kapitaliſten. Die Not des einen Arbeiters iſt die des an
deren, und jeder iſt bereit, dem anderen in jeder Stunde z
unterſtützen und zu helfen. Dieſe praktiſche Nächſtenliebe,
die iſt es, die den Arbeiter zum Menſchen macht. Der andere
kann es nicht ſein, weil er ein Sklave des Mammons iſ
und weil er, um dieſem zu dienen und ſeine Güter zu vermehren,
ne Mötmenſchen vernichten muß. Darum haben die be
chränkten Krämerſeelen kein Verſtändnis und kein

Gefühl für die Solidarität, die die Arbeiter der
ganzen Welt umſchlingt, und zu einer großen Ge-
meinde zuſammenſchließt, in der einer für alle und all
für einen eintreten.

Aus aller Welt.
Tragiſches Schickſal einer Trauerfeier. Jnfolge eines Her

Kchlages war in Königsberg i. Pr. vor einigen Tagen beim Bade
im Lanther Mühlenteich der Rittergu itzer Heinrich Behrend
auf Preufſch-Arnau bei Königsberg ertrunken. Der Verſtorbene
iſt mehrfach dichteriſch her vorgetreten. te ſollte ſeine Bei
ſetzung erfolgen. Jn der vergangenen Nacht iſt nun das Gut
ha u s des Verſtorbenen von einem Rieſenbrand bis auf die
Mauern ein geäſchert worden. Während alle Einwohner mit
der Ausſchmückung des Raumes beſchäftigt waren, in dem die
Leiche zur Trauerfeier aufgebahrt werden ſollte, entſtand infolg
eines ſchadhaften Badeofens ein Brand, der ſich unbemerit
raſch ausbreitete und nicht mehr gelöſcht werden konnte.

Die Juwelen des Großinduſtriellen. Die verwickelte Affäre
eines gr elendiebſtahls, den der alige, vonden deutſ n en verwieſene Jochey Willy Kratz man
an einem Großinduſtriellen in Frankfurt a. M. begangen hat, wird
demnächſt die iner Strafbehörde beſchäftigen. Kratzmann, der
nach ſeiner Verweiſung bei dem Großinduſtriellen gaſtfreund
liche Aufnahme gefunden hatte, belohnte dieſes Enm
gegenkommen dadurch, daß er eines Tages die Wohnung ſeine
Gaſtgebers ausplünderte und Juwelen im Geſamtwerte

von n e e See e et e de ebefanden zwei ringe mit je 6karätigen Ruallein nahezu drei Millionen Mark Wert haben. Nach langen
Mühen konnte der Dieb jetzt verhaftet werden. Die kleineren
Schmuckſachen ſind verſchwunden, dagegen entdeckte man die r
ringe ber einem Zahntechniker, der gemeinſam mit d
Juwelieren unter dem Verdacht der Hehlerei erhann
wurde. Der Techniker, der angibt, bona lide den Kauf getätig
zu haben, iſt inzwiſchen auf Antrag ſeines Verteidigers, Reh.
anwalts Dr. Frey (Berlin), aus der Haft entlaſſen wer
Das Verfahren gegen alle Beſchuldigten iſt indeſſen noch
abgeſchloſſen, da noch andere Perſonen in die Affäre verwickelt ſi

Eingeſandt.
Wo bleibt der Staatsanwalt?

Die Preiſe für Lebensmittel ſind jüngſt ſprunghaft
die Höhe gegangen, z. B. koſtete Butter Sonnabend
auf dem Wochenmarkt 68 Mark, nachmittags in manchen Ge

ſchäften 80 Mark, ja ſogar 82 Mark. t9Man fragt ſich bei alledem: Hat denn nur die St aa n
anwaltſchaft, haben denn nur die Wuchergerichte kein

Kenntnis von dieſen Zuſtänden? x 38Es wäre doch eine dankenswerte Aufgabe für dieſe v
hörden, ſich einmal dieſer Dinge anzunehmen. ve

Wenn Einzelne, die ſich in dieſen Zeiten unangemeſſen ſ
reichern Erzeuger wie Händler einmal gehörig angefa
würden, dann würde man bald die Folgen ſpüren.

Die Privatperſon kann nichts ausrichten, helfen kann nu

die Staatsbehörde. eheIch kann zwar ſchon lange keine Butter mehr kaufen,ſo wie da der Butter, ſo wird es doch mit allen Lebensmitteln

gemage Staatsbehörden würden ſich ein großes Verdienſt

rwerpen, wenn ſie einmal gehörig dazwiſchen fahren würden.e j geh ehren
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